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Zwei «konzept»-Gesprciche mit den Ständeratskandidaten Adolf Müschs und Fritz Honesser

Politisches Fahnenschwingen
für das «Stöckli» in Bern

Der Schriftsteller und Literaturprofessor Adolf Muschg
zieht in den Kampf, in den Wahlkampf. Er stellt sich
«seiner» Partei, der Sozialdemokratischen, als Kandidat

für den Ständerat zur Verfügung. Kämpfen muss er
gegen den Migros- und Konsumentenvertreter Albin
Heimann vom Landesring und gegen den freisinnigen
Wirtschaftsmann und Multi-Verwaltungsrat Fritz
Honegger. Genauer: gegen Honegger. Denn die Popularität

Heimanns ist derart standfest, dass sich eine

Kandidatur Muschg, so auf Erfolg ausgelegt, notwendigerweise

gegen den Wirtschaftslobbyisten richtet, auch
wenn das bisher nie ausgesprochen worden ist. «das
konzept» hat die beiden in die Zange genommen. Von
Muschg, dem unkonventionellen Vertreter einer jungen

Generation, wollten wir wissen, was er im Ständerat

will, von Honegger als typischem Vertreter des

Kapitals, was er im Ständerat getan hat. Die beiden
Gespräche sprechen für sich. Man lese! bs

Muschg:«Eine Kultur des
Widerspruchs verbreiten»
konzept: Lim gleich mit der Tür ins
Haus zu fallen: Was bezwecken Sie mit
dem Versuch, in einen Rat gewählt zu
werden, den) von 44 Mitgliedern nur 4
Sozialdemokraten angehören und der
anerkanntermassen die Rolle eines
konservativen Bremsklotzes spielt? Meinen
Sie, die Arbeit und die Machtverhältnisse

in diesem Gremium beeinflussen
zu können?

Muschg: Ich betrachte den Ständerat
nicht als etwas Unveränderliches, allerdings

auch nicht als etwas kurzfristig
Veränderliches. Im übrigen sind sogar
konservative Kreise unseres Landes der
Meinung, dass der Ständerat seine
Funktion, Vertretung der Kantone zu
sein, schon lange nicht mehr erfüllt. Ich
fasse meine anfällige Mitarbeit in diesem

Gremium als eine Möglichkeit auf,
Positionen zu artikulieren, und verspreche

mir von dieser Artikulation eigentlich
mehr als von einer kurzfristigen

oder von einer in einzelnen politischen
Sachfragen sich ausdrückenden soziali-

Interview: Felix Ritter
Beat Schweingruber
Esther Vögelt

stischen Haltung. Ich glaube, über diese
Möglichkeiten machen wir uns alle
keine Illusionen. Es scheint mir aber
sehr wichtig, dass in einem Rat wie dem
Ständerat eine deutlich andere Stimme
zu hören ist und ein bisschen weniger
leicht überhört werden kann als im
Medium Literatur oder auch in dem mir
sehr fragwürdig gewordenen Medium
«engagierte Literatur».

Der Schriftsteller als
Politiker
k: Heisst das, dass Sie im Prinzip eine
gewisse Abkehr von der Literatur
vollziehen würden? Die zeitliche Beanspruchung

als Ständerat ist natürlich sehr

fross. Sie werden Ihre literarische
Pronation kaum im bisherigen Umfang

weiterführen können. Wäre das also
demnach eine Art wenigstens vorläufiger

Abschluss Ihrer literarischen Tätigkeit?

M: Ich glaube, dass meine literarischen

Bedürfnisse robust genug sind,
allerhand zu vertragen, was die zeitliche
Belastung angeht, ich glaube sogar, dass
es nötig ist - tür jeden Autor— die
Erfahrungsbasis seriös zu erweitern. Ich stosse
an ganz andere Grenzen beim Schreiben,

als ich sie vermutet habe. Diese
Grenzen sind nicht so sehr sprachlicher
als sozialer, soziologischer Natur. Man
ist beschränkt auf einen relativ engen,
biographischen Erfahrungskreis, auf ein
beschränktes Einzugsgebiet.

Im übrigen halte ich es geradezu für
ein Unglück und nicht für eine
Naturnotwendigkeit, dass die Arbeitsteilung
zwischen Kultur und Politik in unserem
Land als eine feste Grösse, gewisser-
massen als ein Stereotyp, gilt. Ich sehe

überhaupt nicht ein, warum politische
Arbeit iïilt der Arbeit eines Schriftstellers,

weniger vereinbar sein soll als, nehmen

wir an, die Arbeit eines Lehrers
oder die Arbeit eines Verwaltungsrats.
Dass die Arbeit eines Arbeiters sehr
schwer vereinbar ist mit einer parlamentarischen

Tätigkeit, aus ganz andern
Gründen, das wissen wir.

Das Bewusstsein nicht
spiegeln, sondern schaffen
k: Wenn wir jetzt auf die politische
Seite kommen: Sie haben, und das hat
sich auch ausgedrückt in Ihrem literarischen

Werk, im Grunde wenig Kontakte
zur Basis, zum «gewöhnlichen» Volk.
Die Weit Ihrer Bücher spielt sich ja
eher in akademischen, in gehobenen
Kreisen ab. Glauben Sie, dass Sie als
Politiker wirklich die Interessen und
Anliegen des Volkes, der arbeitenden
Bevölkerung erkennen und vertreten
können von Ihrem Standort aus?

M: Dass sich da ein Problem verbirgt,
will ich überhaupt nicht leugnen. Aber
ich habe mit dieser Kandidatur eine
Verpflichtung übernommen, zunächst
vor mir selber, und ich hoffe dann auch
gegenüber den Wählern. Sie besteht
darin, nicht Bewusstsein zu spiegeln,
sondern, wo immer möglich, Bewusstsein

schaffen zu helfen. Ich romantisiere
«die Basis» nicht und verehre sie nicht
quasi als Stimme Gottes, sondern ich
versuche ihre Schwierigkeiten genau zu
verstehen und ihre Interessen zu vertreten.

Ich hätte das Gefühl, diese Basis zu
betrügen, wenn ich mich bei ihr anbiederte.

Es gibt ja den schönen Satz von
Brecht: «Das Volk ist nicht tümlich.»

Meine Hauptschwierigkeit sehe ich
dann darin, den Arbeitern die Problematik

ihrer Situation als Dauerkonflikt
bewusstzumachen, was ein schmerzhafter

Vorgang ist. Dabei vergesse ich
nicht: Jemand, der den Arbeitern sagt,
wie er glaubt, dass es ihnen gehe, kann
eine sehr unglaubwürdige Figur sein.
Aber ich würde es eher in Kauf
nehmen, die Dinge hart zu sagen, wie ich
sie sehe, gerade auch was Erwartungen
betrifft, die in unserm System nicht
erfüllbar sind, als die Ideologie der
«Sozialpartnerschaft» weiterzupflegen.

SP-Ständerat als
«Enfant terrible»?
k: Sehen Sie Ihre Rolle im Ständerat
eher als die eines «Enfant terrible», von
einem, der die Konflikte, die in unserem
bürgerlichen System sonst meist
totgeschwiegen oder verdrängt werden - 6e-
wusst oder unbewusst -, der diese
Konflikte ausbrechen lässt, sie öffentlich
macht, zum Austragen zwingend?

M: Wenn Sie sagen «Enfant terrible»,
ist das natürlich genau der Stereotyp,
unter dem der Befund, den Sie beschreiben,

von der andern Seite abqualifiziert
werden wird. «Enfant terrible» ist dann
die Rolle, unter der auch ein Jean Zieg¬

ler im Nationalrat abserviert wird, und
womit man sich erspart, so gut es geht,
seine Position materiell ernst zu nehmen
oder materiell darauf zu reagieren.
Natürlich ist es mein Ehrgeiz, auch
meine Gegenspieler materiell zu
engagieren, es ihnen möglichst wenig leicht
zu machen.

k: Die Mehrheitsverh,ältnisse im Stände-
raf, so wie sie jetzt sind und ja sicher
auch in der nächsten Legislaturperiode
sein werden, erlauben es ja ohne weiteres,

auf Ihre materiellen Anliegen nicht
einzugehen, auch ohne dass man aus
Ihnen ein «Enfant terrible» macht; man
überstimmt Sie einfach, und damit geht
man der materiellen Auseinandersetzung

ebenso aus dem Weg. Darum muss
Ihre Rolle eine andere sein als die eines
materiellen Unruhestifters im Rat
selbst.

M: Sind Sie jetzt nicht ein bisschen zu
starr in Ihrer Position? Die Konsequenz
aus Ihrer Formulierung wäre die völlige
politische Resignation.

Keine Veränderung durch
blosse Präsenz
k: Nein, gar nicht unbedingt. Glauben
Sie tatsächlich, dass im Rat durch Sie
irgend etwas anders herauskommt als
ohne Sie? Oder richtet sich Ihre Arbeit
mehr Richtung Öffentlichkeit, wollen

Aus dem
Busch geklopft

Die Meinung, Kultur und Politik hätten
nichts miteinander zu tun, ist bei uns
noch lange nicht ausgestorben, leider. Es
ist nicht alltäglich, dass Kulturschaffende
sich auf den «gemeinen Boden» der
Politik begeben, und es erregt Aufsehen,
wenn sich ein Schriftsteller vom Format
Muschgs für ein so exponiertes politisches

Amt wie das eines Ständerats zur
Verfügung stellt. Was bringt uns der
Politiker Muschg?

Die Kandidatur und auch die Person
eines Adolf Muschg sind nicht frei von
Fragezeichen, nicht frei von Widersprüchen:

Er will Stimme der Unterprivilegierten
sein und ist selbst ein Privilegierter;

er will die Besitzlosen vertreten und
bezieht ein Professorengehalt; er will den
Mann auf der Strasse verstehen und wird
manchmal selbst von Akademikern nicht
verstanden - Punkte, die alle nicht gegen
ihn sprechen, aber auch nicht unbedingt
für ihn.

Was er aber den meisten, vielleicht
allen Politikern landläufiger Prägung
voraus hat, das ist seine schier
unerschöpfliche Fähigkeit zur Selbstkritik,
das ist sein Eingeständnis in die eigenen
Fragezeichen und Widersprüche. Er
vertuscht sie nicht, verschanzt sich nicht hinter

einem starken Auftreten oder
schwammigen Floskeln.

Wenn man etwa seinen jüngsten
Roman liest, «Albissers Grund», in dem
sehr viel Autobiographie steckt, dann
staunt man ob der schonungslosen
Offenheit, mit der er seiner Person zu
Leibe rückt, seinen Widersprüchen und
Inkonsequenzen, seinen Schwächen, man
staunt ob der erbarmungslosen Härte,
mit der er die eigenen Ausflüchte gleich
wieder entlarvt. Und wenn man ihm
selbst gegenübersitzt, ihn zwei Stunden
lang ins Kreuzfeuer nimmt wie in unserem

Interview, erfährt man immer wieder
dieselbe Offenheit, dieselbe Ehrlichkeit,
dieselbe Schonungslosigkeit sich selbst
gegenüber.

Man vergleicht ihn dann, gewollt oder
ungewollt, mit einem Honeggger, dem
stahlharten Gegner aus der Wirtschaft,
der seine Widersprüche mit einer unwirschen

Handbewegung unter den Tisch
wirft, mit der Ungeduld des abhängig
Mächtigen, in dem kaum ein Gran von
selbstkritischem Hinterfragen der eigenen
Tätigkeit vorhanden zu sein scheint.

Adolf Muschg, Dr. phil. (Germanistik
und Anglistik) geboren 1934 als

Sohn eines Primarlehrers

Mitglied der eidg. Kommission zur
Totalrevision der Bundesverfassung
(als SP-Mitglied)
1959-62 Gymnasiallehrer in
Zürich, 1962-70 Hochschullehrtätigkeiten

in Tokio, Göttingen, Ithaca
(N.Y.) und Genf, seit 1970 a.o.
Professor für deutsche Sprache und
Literatur an der ETH Zürich
Verfasser zahlreicher Essays
(«Liebesgeschichten» z. B.), Romane
«Mitgespielt», «Gegenzauber»,

«Albissers Grund»), Hörspiele
(«Das Kerbelgericht») und Bühnenstücke

(«Kellers Abend»), mit
verschiedenen Preisen ausgezeichnet
Hat als Oberleutnant vor Divisionsgericht

zwei Dienstverweigerer
verteidigt

Zwar legt auch Honegger kein
Prestigeverhalten an den Tag. Aber nur ein
Muschg bringt es fertig, noch während
des Sprechens seine eigene Aussage
kritisch zu überprüfen und allenfalls
einzugestehen, dass sie nicht stimmt, dass ihm
die Formulierung nicht gelungen ist.
Etwa wenn er sagt: «Es ist ganz klar,
dass nein, das ist eigentlich nicht
klar ...» Es berührt auch eher sympathisch,

wenn er in einem Versprecher von
seiner «Karikatur» spricht statt von seiner

Kandidatur.
Adolf Muschg verspricht keine Sicherheit.
Die überlässt er der freisinnigen Propaganda.

Aber er verunsichert. Er ist auch
kein starker Mann, wie sie in gewissen
Volksparteien gerne vorkommen. Ob er
stark genug ist, sich unter der rauhen
Bundeskuppel zu behaupten, muss sich
erst weisen.

Man kann sich fragen, ob ein harter
Wahlkampf mit Offenheit und Ehrlichkeit

zu gewinnen ist. Man möchte es sich
wünschen, aller Skepsis zum Trotz. Aber
auch wenn Muschg nicht über die politische

Runde kommt, hat die Übung ihr
Gutes gehabt: Er ist zumindest aus dem
Busch geklopft worden. Aus dem
Elfenbeinbusch. Er hat den grossen Schritt
getan aus der «Poeten-Dachstube» - die
allerdings schon längst ein grosses Fenster

und eine offene Tür für die Gesellschaft

hatte. Beat Schweingruber

Unsere Abonnenten
erhalten diese erste Nummer nach
der Sommerpause im Rahmen
einer Werbeaktion doppelt. Beachten

Sie bitte das Flugblatt, das sich
in einer der beiden Nummern
befindet.

«zürcher student»-Abonnenten: Im
September und März (Semesterferien)

erscheint jeweils «das
konzept» allein. Ihren nächsten «Zürcher

student» erhalten Sie mit der
Oktobernummer.

Sie die Öffentlichkeit sensibler machen
für das Geschehen in diesem Rat?

M: Ich hoffe von ganzem Herzen,
dass das kein Entweder/Oder ist. Sonst
wäre das eine hoffnungslos und das
andere verlogen. Hoffnungslos wäre es,
eine kurzfristige Änderung der pragmatischen

Politik unseres Landes bloss
durch Präsenz herbeizuführen, und
verlogen wäre es, den Rat einfach als
Tribüne, sozusagen als ein anderes Medium
der Veröffentlichung zu verwenden. So
ist es nicht gedacht.

Einige positive Erfahrungen,
beispielsweise in der Kommission zur
Totalrevision der Bundesverfassung .be¬
stärken mich in der optimistischen
Annahme, dass selbst abgebrühte Pragmatiker

an einem richtig formulierten
Problem auch für die Diskussion nicht
vorbeikommen, dass es so etwas gibt wie
eine einschüchternde und überzeugende
Wirkung einer zureichend formulierten
politischen, sachbezogenen Position.
Meine Aufgabe wird es sein, mich um
diese zureichende Sachbezogenheit zu
bemühen, sie nach bestem Vermögen in
einer parlamentarischen Diskussion zu
vermitteln.

Dieses Vermittlungsgeschäft wird
dornig und undankbar sein, aber ich
glaube nicht völlig folgenlos; denn sonst
würd' ich's wirklich nicht tun; sonst wäre
es verlorene Zeit. Einmal zugespitzt
gesagt: Ich fühle mich unter den
Interessenvertretern durchaus als Vertreter der
innerhalb unseres Systems uninteressanten

Positionen, von denen ich glaube,
dass sie lebenswichtig sind.

Solidarität mit den
«Nachgeborenen»
k: Welches sind diese uninteressanten
Positionen?

M: Bonhoeffer schrieb im Jahr 1942
im Gefängnis: «Die letzte verantwortliche

Frage ist nicht, wie ich mich
heroisch aus der Affäre ziehe, sondern
wie eine kommende Generation weiterleben

soll.» Mein stärkstes Motiv, dessen

ich mir bewusst bin, ist meine
Solidarität mit den Nachgeborenen, mit der
Lebensmöglichkeit der nächsten
Generation. Das ist meine emotionelle Basis.
Ich weiss, dass die gegenwärtig
herrschende Wirtschaftsform mit völliger
Sicherheit - voraussehbar auch von
Prognostikern, die durchaus im Dienste
des Herrschaftssystem stehen - uns
unserer Lebensgrundlagen beraubt. Wenn
wir so weiterwirtschaften, dann ist es
nicht mehr ein Luxus, sich zu engagieren,

sondern einfach eine verdammte
Pflicht. Interessanterweise führen von
dieser Grunderkenntnis, dass die bisherige

Wachstumspolitik und -mythologie
buchstäblich ins Verderben führt, alle
Wege zu einer Politik des demokratischen

Sozialismus.

k: Hat sich nicht gerade der Sozialismus
dadurch ausgezeichnet, dass er sich vor
allem um die Generation der jetzt
Lebenden kümmert, weil dann nämlich
auch die Generation der Nachgeborenen

eigentlich automatisch eingeschlossen
ist?

M: Der Sozialismus hat von Anfang
an vom Bewusstsein gelebt, dass die
nächste Generation für die ganze
Zukunft steht. Das Prinzip Hoffnung ist die
sozialistische Grundposition. Leider ist
der Stolz auf das, was im 19. Jahrhundert

Klassenbewusstsein geheissen hat
und was heute Zuversicht in die eigene
Stärke und in die eigenen geschichtlichen

Stellenwerte, die geschichtliche
Rolle, heissen muss, den Arbeitern
abgekauft worden. Eine rein syndikalistische

Orientierung, in der die kurze
Hoffnung die lange Hoffnung abgelöst
hat, die Beschränkung auf das rein
Syndikalistische, kann in die Nähe faschistischer

Positionen führen, wie man am
besten an der amerikanischen
Gewerkschaftsbewegung studieren kann. Hier
sehe ich auch den Nährboden für die
autoritäre Nostalgie Schwarzenbachscher

Prägung. Wenn man fixiert ist auf
Beheimatung im Bestehenden, dann
wird man auch als kleiner Verbesserer
ein Garant des Bestehenden. Und wer
würde leugnen, dass diese Gefahr in
jeder gewerkschaftlichen Organisation,
die sich selbst nicht dialektisch versteht,
gegeben ist? Ein rein pragmatisches
Gewerkschaftsverständnis ist noch kein
Sozialismus.

Konfliktkultur verbreiten
k: Namhafte Sozialdemokraten haben
davor gewarnt, «einen Mann von Ihrem
Rang zu verheizen». Sehen Sie die
Gefahr nicht auch, eben verheizt zu werden,

jetzt im Wahlkampf, oder auch
später im Rat, als ganz eklatante
Minderheit in einem mehrheitlich bürgerlichen

Gremium?

M: Das Argument mit dem «Verheizen»

ist mir ein bisschen zu karriere-
bewusst. Ich nehme mir die Freiheit
selber, darüber zu bestimmen, ob ich mir
verheizt vorkomme. Ich käme mir auch
bei Nichfwahl überhaupt nicht als
verheizt vor, wenn es mir gelungen wäre,
aus dem Wahlkampf einen wirklichen
Kampf zu machen, das heisst glaubhaft
zu zeigen, dass man gegensätzliche
Positionen ohne Rücksicht auf persönlichen
politischen Erfolg ausdrücken kann.

Wir haben so wenig alternative Strukturen

bis ganz hinauf in unserer Demokratie,

gefährlich wenig, dass für mich
der Wahlkampf einen hohen
Experimentierwert hat. Ich möchte wissen, ob
es tatsächlich eine, unverrückbare
schweizerische Gegebenheit ist, dass
man den Wählern nicht deutliche
Alternativen zeigen kann, ohne gleich in
unserer ängstlichen Demokratie als Feind
zu erscheinen. Einer der politisch-psychologischen

Hauptehrgeize, die ich in
diesem Wahlkampf entwickle, ist der
Versuch, Konfliktkultur zu verbreiten.
Eine Kultur des Widerspruchs, die nicht
dazu da ist, dem Wähler Entscheidungen

abzunehmen, sondern ihn
entscheidungsfähiger und entscheidungslustiger
zu machen. Um es ganz schlicht zu
sagen: Ihm Mut machen zur Politik.

Glauben Sie aber nicht, dass das eine
system-stabilisierende Intention ist; ich
beabsichtige nicht, in eine vorfabrizierte
Oppositionsrolle zu steigen, die am
Ende dem System zugute kommt, son-



dern ich bin völlig überzeugt davon,
dass man über den Weg der Bewusstma-
chung von Konflikten das System verändert.

Es ist ja ohnehin nicht mehr die
Frage, ob wir unser System verändern
oder nicht. Das System hat sich verändert,

und es gehört zu seinen Eigenarten,
dass die bürgerlichen Slogans, das

bürgerliche Selbstverständnis, die
bürgerliche Ideologie, von den progressiven
Formulierungen von vorgestern zehren.
Man kann an nichts besser als an den
Formulierungen der «Neuen Zürcher
Zeitung» ablesen, wie weit der
Fortschritt von gestern zurückliegt.

SP-Ständerat aSs Anwalt
der jungen Generation?
k: Sie haben sich ja auch in Ihrem
schriftstellerischen Werk sehr oft und
vielleicht hauptsächlich mit den Anliegen

der jungen Generation befasst.
Sehen Sie sich als Ständerat, als Politiker

als einen Anwalt der jungen
Generation? Ist das auch eine Ihrer
uninteressanten Positionen?

M: Selbsternannte Anwälte der jungen

Generation kann es eigentlich nicht
geben. Entweder sind die Positionen,
die man vertritt, so, dass sie den
Jugendlichen oder jüngeren Leuten
glaubwürdig erscheinen, und dann ist
man dieser Anwalt, aber dazu ernennen
kann man sich nicht. Ich' kann nur sagen
- ich habe jetzt die Ratsprotokolle der
beiden bisherigen Zürcher Ständeräte
Heimann und Honegger durchgesehen
und sehe, dass bei keinem von beiden
die Bedürfnisse dieser Gruppe gut
aufgehoben sind. Beim Lausanner Modell,
beim Problem der Kriegsdienstverweigerer,

bei der Waffenausfuhr, der
Kernenergie - da spricht der Kanton Zürich
zwar mit einer Stimme (was er nicht
überall tut, das sei zu Herrn Heimanns
Ehre gesagt), aber keineswegs im Interesse

jener Jugendlichen, die ich zu kennen

glaube und deren Bedürfnisse ich zu
kennen glaube. Und zwar nicht deswegen,

weil sie Jugendliche sind, sondern
weil ich diese Interessen teile.

M: In der Bundesrepublik geht das
Wort um von der Aussperrung der jungen

Generation. Und das ist keine
Phrase mehr. Es geht sehr konkret
darum, dass sich bereits eine grosse
Jugendarbeitslosigkeit abzeichnet als
Vorreiter der heutigen Krise, die immer
zuerst die strukturschwächsten Gruppen
trifft: Frauen, Jugendliche, Fremdarbeiter;

die Sorge für die Zukunft ist durchaus

eine Sorge für diejenigen, deren
Zukunft jetzt beginnt.

Ein «menschlicher» Staat
' ist ein kontrollierter Staat
-k: Gerade 'von1 SP-Politikern wird
immer wieder erwartet, dass sie sich für
die «Vermenschlichung des Staates»
einsetzen. Was bedeutet das für Sie?

Für mich gibt es nur etwas, was
menschlich sein kann im Staat, und das
ist eine wirksame Kontrolle der Macht.
In der Praxis läuft es darauf hinaus, dass
jeder Staat ein Kampf um die Verteilung

des Sozialproduktes ist und dass
der menschlichste Staat derjenige ist, in
dem die Kontrolle der Machtträger am
besten gewährleistet ist.

Ich bewerbe mich um einen Sitz im
Parlament. Regieren möchte ich nicht,
weil ich da ganz klar an meine Grenzen
stossen würde. Ich kann keinen Staat
verkörpern, aber ich kann helfen, ihn zu
kontrollieren. Wir sind leider bereits so
weit, dass wir sagen, «die da oben .»
und meinen sowohl die Exekutive wie
die Legislative, Dass die schweizerische
«Demokratie» so gut funktioniert, hat
gerade im Grunde mit der Verfilzung
der Gewalten zu tun, wo über das Ver-
nehmlassungsverfahren möglichen und
nötigen Auseinandersetzungen an der
Quelle vorgebeugt wird. Das Parlament
müsste nach dem Willen der Verfassung
die strukturelle Opposition zur Regierung

bilden und gewissermassen der
Vorgesetzte, der Auftraggeber der
Regierung sein. Und davon ist heute
nicht mehr viel übrig. Fleute besorgt die
Verwaltung auch im Bereich der
Gesetzgebung die wichtigsten Geschäfte
und setzt die Prioritäten fest.

k: Die SP nützt ja eigentlich Ihre
Bekanntheit aus, um das Rennen zu
machen. Diese Bekanntheit basiert aber
auf literarischer, nicht auf politischer
Arbeit. Wäre es demnach nicht politisch
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Das Bremserhaus auf dem Weg zu einer fortschrittlichen Schweiz. Jugendliche
haben keinen Zutritt. Eintrittspreis 50 000 Fr. bis 300 000 Er., zahlbar auf das
Wahlkonto der Partei. Verwaltungsräte benutzen den Hintereingang.

Von Herwegh
bis Kaiseraugst
Seit Mitte September ist im Buchhandel
die Rede von Adolf Muschg erhältlich,
die er zum 100. Todestag des Dichters
Georg Herwegh (1817-1875) in Liestal
hielt. Am Beispiel Herweghs setzt sich
Muschg mit dem Problem von
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie in der
Schweiz des 19. Jahrhunderts, wie auch
in der heutigen, auseinander. Der Streit
um den Bau des Atomkraftwerkes
Kaiseraugst steht für Muschg als Beispiel,
wie Rechtsstaatlichkeit auf Kosten der
direkten Demokratie zum blossen
Fetisch werden kann. Die Rede von
Adolf Muschg wird ergänzt durch eine
Auswahl aus den Gedichten Georg
Herweghs, welche einen Einblick in die
Gedankenwelt und Entwicklung dieses
heute vergessenen politischen Dichters
zu geben versuchen.

Adolf Muschg: Von Herwegh bis Kaiseraugst. Wie
halten wir es als Demokraten mit unserer Freiheit?
Mit ausgewählten politischen Gedichten von Georg
Herwegh. Limmat-Verlag. Ca, 56 Seiten, 5 Fr.

vernünftiger gewesen, jemanden zu
delegieren, der vor allem politisch aktiv war?

M: Das müssen Sie nicht mich fragen.
Was mir allerdings auch nicht geheuer
wäre an der Kandidatur, wäre die
Spekulation auf Prominenz; der möchte ich
nichts verdanken als besseres Gehör auf
das politische Argument. Im übrigen:
politisch ganz unaktiv habe ich bisher ja
auch nicht existiert.

Kandidat ohne
parteipolitische Ochsentour
k: Wir meinen nicht, dass Sie überhaupt
nicht politisch aktiv waren, sondern

M: Ich habe keine parteipolitische
Ochsentour hinter mir,- das ist wahr. Ich
bin ein Outsider, der' sich der SP
verbunden fühlt - auch im Widerspruch.
Wenn wir in bundesdeutschen' Verhältnissen

lebten, mit einer sehr viel
ausgeprägteren parteipolitischen Alternativstruktur.

dann hätte ich wahrscheinlich
meine Rolle eher in derjenigen eines
engagierten Zuzügers zur SP gesehen,
nach'dem Muster der Bürgerinitiativen
Grass'. Nun sind die-Verhältnisse in der
Schweiz anders. Die Kleinräumigkeit
der politischen Landschaft erlaubt
eigentlich diese Arbeitsteilung zwischen
zugewandten Orten und Parteimitgliedern

kaum. Ich würdige, dass Grass in
Deutschland und Frisch bei uns nicht
Parteimitglieder, sondern sozusagen
feste, aber kritische Sympathisanten
sind. Für mein Teil möchte ich aus dem
billig gewordenen Engagement-Image
herauskommen. Die oft beklagte
folkloristische Rolle kritischer Schnftstellerei
interessiert mich heute' weniger als die
Möglichkeit, Politik an der Quelle
kennenzulernen und womöglich zu
beeinflussen oder prägen zu helfen,
k: Wie kommen Sie überhaupt zur SP?
Von Ihrer Herkunft und auch von der
beruflichen Position her ist es nicht
unbedingt naheliegend.

M: Das ist ja das Elend, dass man in
unserer Gesellschaft als selbstverständlich

voraussetzt, dass jemand, der
Professor wird, bei den Freisinnigen ist. Ich
habe in dieser Hinsicht meinen
sogenannten Aufstieg anders verarbeitet.
Für mich ist die SPS einfach aus historischen,

persönlichen und sachlichen
Gründen die einzige Partei, die für mich
in Frage kommt. Was mich von den
Kommunisten trennen würde, abgesehen

von vielen mir unerträglichen servilen

Haltungen in der Vergangenheit, die
mich zumindest vom deutschweizerischen

Ableger dieser Partei trennen, ist
die Unvermittelbarkeit ihrer Position
mit der schweizerischen Realität,
k: Im Vorfeld des Wahlkampfes tauchte
die Frage auf, ob Sie als «theoretischer
Politiker» oder als «politisch engagierter

Schriftsteller» zu bezeichnen seien.
Als was sehen Sie sich selbst?

M: Diese botanischen Unterscheidungen
soll man dem Herrn Linné überlassen,

es sind einfach nicht meine Sorgen.
Ich werde dem Zwang, so oder anders
gesehen zu werden, nicht entgehen, aber
ich werde den Teufel tun, diesem
Zwang zuzudienen, also, ich offeriere
absolut kein Etikett. Ich warte ab, welches

man mir anheftet.

«Elfenbeinturm»;
Bild für einen Kurzschluss
k: In der Frage des politischen Engagements,

des Schriftstellers, vor allem,
haben Sie sich früher weder für noch
eindeutig gegen den Elfenbeinturm des
Schriftstellers ausgesprochen. Vor allem
wirft man Ihnen heute diesen
«Elfenbeinturm» zuweilen vor.

M: Das soll man ruhig weiter tun. Als
Schriftsteller bekenne ich mich absolut
zu diesem Elfenbeinturm. Der Elfen¬

beinturm ist nämlich für die meisten
Leute, die das Wort gebrauchen, nur
das Bild für einen Kurzschluss. Der
Kurzschluss besteht darin, dass der auf
die ästhetischen Befunde Spezialisierte
notwendig sich von der gesellschaftlichen

Problematik entferne. Es kommt
da eine versimpelte Alternative ins
Spiel: ideologisches Fahnenschwingen
einerseits und Poeten-Dachstube
andrerseits. Dagegen ist zu sagen, dass in
der Literatur, auch in der linken Literatur,

nur die Autoren wirklich Information

transportieren, die gesellschaftliche
Probleme zureichend ästhetisch vermittelt

haben. Und wie diese Vermittlung
geschieht, darüber gibt es keine
Vorschriften. Da ist es möglich, dass ein
-Gedichtävon .Celan die utopische, Qualität

zum Beispiel im Sozialismus treuer
„äSpiegelHüggnau^, spiegelt,.,sQgap,

ehrlicher als ein verifiziertes Parteiprogramm.

Man kann sich zum Glück auf Karl
Marx berufen, der Balzac - also einen
reaktionären Romancier - für
unvergleichlich wichtiger gehalten hat als
etwa Eugene Sue, der ein sozial
engagierter Romancier des 19. Jahrhunderts
gewesen ist. Weil er auch über die
Bourgeoisie bei Balzac mehr erfahren
hat, gerade über die Bourgeoisie,
k: Wäre das auch etwa Ihre Rechtferti-

j, wenn man Ihnen vorwirft, dass Sie
ir schreibendes Engagement so quasi

vom Schreibtisch aus oder vom Kaffee-
tisch aus betreiben und nicht wie ein
Wallraff in Betrieben und anderswo
ihren persönlichen Erfahrungsbereich zu
erweitern versuchen?

M: Ich hätte es sehr ungern, wenn
jetzt die Argumentation, die ich
gebraucht habe, gegen Wallraff ausgespielt
würde. Das ist nicht die Meinung,
k: Nein, wir meinen, ob Sie da eine Art
Rollenteilung sehen, zwischen Ihrem
Schreiben und dem eines W'allraff?

M: Meine persönlichen Möglichkeiten
liegen nicht auf der Linie Wallraffs.

Meine Ständeratskandidatur hat für
mich unter anderm den Sinn, das, was
ich als Defizit empfinde an meiner
Schriftstellerei oder als nicht gelebte
Möglichkeit des Sozialen, auf nützliche
Weise einzuholen; Wallratt kann das,
und für mich überzeugend, im Medium
seiner Reportagen.

Politik ist Anmeldung von
Interessen
k: Wäre Ihre Kandidatur in diesem Sinn
auch ein Versuch, aus dem Elfenbeinturm

- den Sie offenbar doch empfinden
- auszubrechen?

M: Warum fragt man eigentlich nie
einen Ständerat Honegger, ob seine
Ständeratskandidatur ein Versuch sei,
aus seinen Verwaltungsratsaufgaben
auszubrechen? Ich habe offenbar ein
schwierigeres Vermittlungsproblem meiner

personlichen Erfahrungen, also meiner

Interessenlage in der Politik, als er.
Oder sagen wir: ein weniger anerkanntes.

In unseren Breiten gilt es ja als
selbstverständlich, dass Politik das
Geschäft der dazu Bestimmten und
Delegierten ist, und wer delegiert, sind die
Interessenverbände. Ich finde es auch
ganz natürlich, dass man Politik als das
versteht, was sie ist, nämlich als Anmeldung

von Interessen, als Druckversuch
auf den Staat, auf die Allgemeinheit.

Ich sehe meine Aufgabe eben darin,
so viele Gruppen, die sich durch meine
Fragen eher vertreten fühlen als durch
die Antworten anderer, die aber für die
Verteilung des Sozialproduktes keine
Verbände mobilisieren können, zu
vertreten.

k: Als Vertreter der jungen Generation
wünschen wir Ihnen jedenfalls einen
erfolgreichen Wahlkampf.

«SMS
20 000 bis 30 000 Kinder werden nach
einer Schätzung jährlich in der BRD von
ihren Eltern spitalreif geprügelt, etwa
600 werden gar zu Tode geschlagen. Da
muss sich jeder Moralist ernsthaft die
Frage stellen, ob nicht eine Liberalisierung

des Schwangerschaftsabbruchs den
Kindern ein glücklicheres Leben bereiten
würde!

*
Kampf gegen die Teuerung! Welch edles
Unternehmen, besonders wenn es «etwas
Konkretes» ist: Die Vertretung der
italienischen Autofirrna Alfa Romeo in der
Schweiz wirbt Kunden für Autos, welche
vor dem 30. 9. 1975 in Verkehr gesetzt
wurden. Warum? Weil diese dann nicht
der neuen Verordnung über Motorenabgase

(nach ECE 15) entsprechen müssen.

Wahrlich ein sauberes Unternehmen!

Chile im Februar 1975. General Pinochet

im Gespräch mit William Robbins,
Präsident von Rotary International :
«Sie sind durch die Strassen unserer
Hauptstadt gegangen und haben ohne
Zweifel Mütter und Kinder gesehen, welche

in einem Milieu von Ruhe leben. In
welchem anderen Land kann man eine
solche Ruhe finden?»
* Nach Brockhaus «weltumspannende unpolitische
Vereinigung unter der Devise des Dienens».

Und die Antwort von Robbins: «Ich
habe viele Länder besucht, wo es keine
Freiheit gibt. In Chile spürt man den
Geist der Freiheit. Ich glaube, dass die
freie Welt Ihnen grosse Dankbarkeit
schuldet. Die freie Welt muss Ihnen danken,

weil Sie denen einen sehr grossen
Dienst erwiesen haben, welche die Ketten
der Unterdrückung hassen. Ich hoffe,
dass Sie nicht die Stimmen derer hören,
die nicht von Bedeutung sind. In meinem
Land, den USA, haben Sie viele
Freunde.» (Das Gespräch wurde am
26. Februar im offiziellen Organ der
Junta, «El Mercurio», veröffentlicht.)

Schweizer republikanisches Geschichts-
memento: Vor 34 Jahren flog Reichsminister

Rudolf Hess nach Schottland, um
zwischen England und Deutschland Frieden

zu stiften. «Angesichts der.
Entschlossenheit Churchills war dies ein
nahezu hoffnungsloses Unterfangen.»
(S,ic!) ffjnd. nun sitgt Hesp.seit .30 Jahren
im Spandauer Gefängnis in «grausamer
Einzelhaft», obwohl «Hess ausgeprägt
sozial Eingestellt "war»! "Er, "Rudolf Hess,
der 1933 zum Stellvertretenden Reichsführer

ernannt worden war und somit

Honegger knacken
Ein Ständerat vertritt gewöhnlich,
zusammen mit einem andern Ständerat,
einen Kanton in Bern. Sehr begabte
Ständeräte bringen es aber fertig, gleich
mehrere Kantone zu vertreten. So Fritz
Honegger. Er vertritt den Kanton
Elektro-Watt, den Kanton Honeywell-Bull,
den Kanton Rentenanstalt, den Kanton
Handelskammer Zürich und noch einige
kleinere Kantone in Bern. Daneben vertritt

er auch, wie gerüchteweise verlautet,
den Kanton Zürich. Obwohl in seiner
ständerätiiehen Tätigkeit 1971-75 radi-
butz wenig zu finden ist, was spezifisch
dem Kanton Zürich gilt.

Honegger ist ein ehrenwerter Mann,
und ein echter Demokrat. Wurde er doch
von Elektro-Watt (usw.) ganz demokratisch

in den Verwaltungsrat gewählt. Und
auch in der Armee haben ihn die Oberen
demokratisch zum Obersten gewählt. Ein
solches Talent darf sich die Armee nicht
entschlüpfen lassen. Er vergilt es ihr mit
treuen Reden im Ständerat: Zivildienst
für Dienstverweigerer aus ethischen
Gründen, das mag angehen; Zivildienst
für Dienstverweigerer aus politischen
Gründen, das geht nicht, sagt er. Daraus
dürfen wir schliessen, dass Politik nichts
mit Ethik zu tun hat. Der ehrenwerte
Fritz, welcher geballte Wirtschaftsinteressen

in der Politik vertritt, muss es ja wissen.

Wir wollten es auch wissen und haben
ihn ausgefragt. Er hat uns eine Stunde
eingeräumt. Sechzig Minuten, das ist
nicht viel, um eine so reichhaltige Person
zu knacken, um die Schale aus
Ehrenhaftigkeit und Abgebrühtheit aufzubrechen.

(Honegger kann nichts erschüttern,
ausser die Erschütterung seiner Position.
Und die weiss er unerschüttert.)

Honegger ist von Journalisten bisher
kaum an präzise, kritische Fragen
gewöhnt worden, welche unter die Schale
gehen; wir mussten ihn also im Rohzustand

bearbeiten. Mag sein, dass einige
seiner fast naiven, entlarvenden Entgegnungen

diesem Umstand zu verdanken
sind. Nikiaus Meienberg

über alles, was im Reich geschah, bestens
unterrichtet war! «Rudolf Hess ist eines
der bedauernswertesten Opfer hitlerischer

Masslosigkeit. »

*
Eigentum ist mehr wert als Leben. Diesen

Eindruck hat man angesichts der
Tatsache, dass schon wieder jemand von
der Polizei erschossen wurde (am Samstag,

den 17. 5. 1975 in St. Gallen bei
einem Einbruch). Erschwerend wiegt,
dass der Einbrecher unbewaffnet und der
Polizist durchaus nicht allein war. Zu
Anfang .diepes Jahres. wurde ein
Unbewaffneter,

'1 âëf ' bloss verdächtig '
war, in

Zürich von der Polizei erschossen. Ist
"dièses''Vdrhalieh: ' wohl auf'die "Parole
einer Partei, «Mehr Sicherheit»,
zurückzuführen

MMiJH1I«s news
Nichts von einer elternunabhängigen
Studienfinanzierung will die «Konferenz
der kantonalen Erziehungsdirektoren»
(EDK) gemäss den in ihrer neusten
Broschüre («Das Stipendienwesen in
der Schweiz») formulierten «Thesen für
eine schweizerische Stipendienpolitik»
wissen:
• «Als allgemeiner Grundsalz gilt die
Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber
ihren Kindern. Die Finanzierung der
Ausbildung gehört auch in Zukunft zu
den wichtigen Aufgaben der Familie.
® Dem Stipendiaten und seinen Ehern
wird eine angemessene Eigenleistung
zugemutet. An die zumutbare
Eigenleistung sind Einkommen des Stipendiaten

wie Lehrlingslohn und Lohn aus
Teilzeitbeschäftigung anzurechnen.
© Es wird erwartet, dass der in Ausbildung

Befindliche sich mit einem
Lebensstandard zufrieden gibt, der weniger hoch
ist als derjenige Gleichaltriger, die im
Erwerbsleben stehen. Diese Erwartung
gilt für Stipendiaten von seiten des Staates
wie für NichtStipendiaten von Seiten der
Eltern.
® Den Eltern wird zugemutet, dass sie
ihren Lebensstandard während der
Ausbildungszeit ihrer Kinder angemessen
einschränken. Diese Einschränkung darf
allerdings nicht ungebührlich weit gehen.
So soll eine Familie trotz Ausbildungskosten

der Kinder ein angemessenes
Sparvermögen erhalten können.
• Stipendien sollen nur während einer
bestimmten Zeit beansprucht werden.
Diese soll die normale Studiendauer plus
ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen

der Ausbildungszeit wegen
Militärdienst, Krankheit oder aus anderem
Unversçhulden des Stipendiaten sind zu
berücksich tigen. »

Abgelehnt haben die Zürcher Stimmbürger

den Beschluss des Kantonsrates,
den «Stipendienfonds der höheren
Lehranstalten» im Zeitraum 1975-1979 jährlich

mit 1 Mio. Fr. zu speisen. Aus
diesem Fonds, dessen Mittel gegenwärtig
erschöpft sind, wurden bis anhin
Beiträge an die Ausbildung «ausländischer»
Mittelschüler und Studenten, also vor
allem Studienbeihilfen an Gastarbeiterkinder,

gewährt. Gegen den Beschluss
des Kantonsrates hatte die «Nationale
Aktion gegen die Überfremdung» das
Referendum ergriffen und eine an Frem¬

denfeindlichkeit und Krisenangst
anknüpfende Abstimtnungskampagne
geführt:

«Seit 18 Jahren zahlen wir Millionen
von Steuergeldern an ungarische Studenten.

Seit 7 Jahren zahlen wir Millionen an
tschechische Studenten. Nun sollen wir
auch noch für die teilweise illegal ein-
geschleusten Chilenen und
weitere,Ausländersludenten aufkommen?» Oder:
«Die NA ist der Meinung, die Stipendie-
rung der grossen Zahl von neuen
Studierenden (Gastarbeiterkinder - Red.)
übersteige schlicht und einfach die
Finanzkraft unseres Kantons und die
Geduld des kleinen Steuerzahlers, der einmal
mehr für etwas zahlen soll, was die
Arbeitgeber ausländischer Arbeiter uns
eingebrockt haben.» Dass mit dieser
gravierenden Minderung der Bildungschancen

der Fremdarbeiterkinder den
«Arbeitgebern ausländischer A rbeiter» eins
ausgewischt worden ist, glaubt wohl auch
die NA selbst nicht.
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Wirtschaftsmandate und Volksmandat werden «sehr sauber auseinandergehalten». Aber wie?

Honegger: Ein Mann derWirtschaft
«das konzept»: Herr Honegger, im Volk
herrscht die Meinung, dass ein Ständerat

die Gesamtheit der Bevölkerung
eines Kantons in Bern vertritt, die
Gesamtheit der Interessen. Ein Durch-
schnittszürcher verdient ungefähr
zwischen 30 000 und 40 000 Franken im
Jahr. Sie stehen im Ruf, sehr reich zu
sein und zu der allerobersten Schicht zu
gehören und Millionär zu sein

Honegger: Weit entfernt von einem
Millionär.

sehen Sie da nicht einen
Widerspruch?

Da ist kein Widerspruch. Nehmen Sie
die letzten Kantonalwahlen: Wähler-
massig ist der Freisinn im Kanton
Zürich heute die stärkste Partei.

Populär durch Propaganda?
Das ist natürlich auch eine Frage der
Propagandamittel, des grossen Geldes,
das der Freisinn für die Wahlen auswerfen

kann. Im Wahlkampf 1971 wurde
von freisinniger Seite 15 000 Franken
pro Tag für Wahlpropaganda ausgegeben

und bei den Sozialdemokraten 1400
Fr., also ein Verhältnis von 1:10.

Erstens weiss ich nicht, ob diese Zahlen

stimmen. Wenn Sie natürlich die
Idee vertreten, dass überhaupt keine
Propaganda gemacht werden soll, kann
man den Ball zurückgeben. Für Initiativen,

Referenden usw. brauchen die
Sozialdemokraten natürlich auch Geld,
sie können das gar nicht anders machen.
Die Jungfreisinnigen sagten am letzten
Parteitag, dass der Freisinnigen Partei
die Gelder nicht vor allem von den
Mitgliedern zufliessen, sondern von eben
nichtgenannten Quellen. Was sind das
für Quellen?

Es ist bei jeder Partei so, dass nicht
nur von den Mitgliedern Mittel kommen,

sondern dass man daneben für
Aktionen Bettelgeschichten durchführen

muss, um diese durchführen zu können

Nehmen wir mal das Geld, das der
Freisinnigen Partei für Wahlpropaganda un-
bestnttenermassen teilweise von
Unternehmerseite her zufliesst. Im Volk heisst
es: «Wer zahlt, befiehlt.» Wie verträgt
sich das mit dem «demokratisch» in der
Parteibezeichnung?

Ein Mann der Wirtschaft
Es ist noch nie jemandem in den Sinn

gekommen! mir Vorschriften" zu
machen, dass ich mich in einem Punkt
so...oder>.anders.-verhalten müsse, oder
dass man mich dann kontrollieren
würde, mir vorzuwerfen, meine Voten
in Bern entsprächen gar nicht dem, was
ein Geldgeber von mir erwartet habe.
Das stimmt doch nicht, sondern bei
solchen Aktionen werden Tausende von
Briefen verschickt, um für eine besondere

Aktion Geld zu bekommen. Aber
bei weitem nicht so, dass, wenn mir
jemand Geld gibt oder eine Aktion,
man dann Bedingungen erfüllen würde.
Da miisste man aas Geld sofort
zurückschicken.

Sind Sie noch nie in die tage gekommen,

dass die Interessen der Finnen, bei
denen Sie im Verwaltungsrat sind und
die Sie zu vertreten haben, in Konflikt
geraten mit den Volksinteressen?

Nicht in einem Votum könnten Sie
mir vorwerfen, dass ich. Firmeninteressen

verfolgt hätte. Ich war achtzehn
Jahre im Kantonsrat, dort können Sie
nachschauen, und bin jetzt hier acht
Jahre im Ständerat, also das kann ich
wahnsinnig gut trennen, aber ich mache
kein Hehl daraus: ich bin ein Mann der
Wirtschaft, zweifellos.

Die Sache mit der
Georg Fischer AG
Sie haben sich beispielsweise aufgrund
einer Intervention der Georg Fischer
AG bei ihrem Freund Bundesrat Brugger

gegen die Ausrichtung des vollen
Teuerungsausgleichs verwendet. Das ist
ja kaum im Interesse der Mehrheit der
Arbeitnehmer etwa.

Aber schauen Sie doch: Sie erhalten
sicher auch Briefe. Ich bekomme natürlich

eine Reihe Briefe, ich bin ja
schliesslich auch noch Chef der Zürcher

Handelskammer, das ist eine Organisation,
welche die Interessen der zürcherischen

Wirtschaft vertritt. Da mache ich
kein Hehl daraus, das ist mein Job, mein
Beruf, und dass ich da Briefe erhalte
und warum soll mit da nicht jemand wie
dieser Georg Fischer einen Brief schreiben

und sagen, er sei jetzt der Meinung,
den Teuerungsausgleich solle man nicht
mehr über den Index nehmen oder was
da verlangt wird. Solche Begehren werden

natürlich oft gestellt.
Sie haben dann aber postwendend so
gehandelt, sowohl im Parlament wie
beim Bundesrat.

Stimmt doch nicht! Wo. wo?
Im Brief an Brugger

Welcher Brief?
und die Intervention im Ständerat.

Schauen Sie doch einmal nach!

Dieser Fall wurde unter dem Titel
«Spaltpilz Honegger» in «konzept» Nr.
4/74 vom Wirtschaftswissenschafter Beat
Kappeler ausführlich beleuchtet. Der
Brief der + GF+ wurde in dieser Nummer

vollständig und erstmals veröffentlicht
(noch erhältlich).

Also: am 22. November 1973 wurde der
Brief der +GF+ an Sie geschickt, und
am 27. November reichten Sie im
Bundeshaus das Postulat ein.

Das war vorher schon eingereicht.
Dieses Postulat hat mit der Firma
Fischer, Schaffhausen, überhaupt nicht
das geringste zu tun, sondern es ist

Interview: Nikiaus Meienberg
Beat Schweingruber

eines, das den Wünschen der zürcherischen

Wirtschaft entspricht und nicht
denjenigen der Firma Fischer. Solche
Fragen werden natürlich auch im
Vorstand der Zürcher Handelskammer
behandelt.

Verfassungswidrige
Instruktionen?
Das hat sich in diesem Fall ja sicher
gedeckt. Aber etwas anderes: Nach
Bundesverfassung stimmen die Räte ohne
Instruktion.

Richtig.
Wenn Sie aber einen solchen Brief
bekommen, von der Georg Fischer AG,
die diese Interventionen von Ihnen
verlangt, und dort drin steht: «Wir erlauben

unk,' eine Kopie dieses Briefes einigen

weiteren Persönlichkeiten der
schweizerischen Wirtschaft zukommen
zu lassen ...» - heisst das dann nicht,
dass Säe als Angestellter der Zürcher
Handelskammer und als Verwaltungsrat
vieler Grossunternehmen einfach Ihre
Stellung verlieren, wenn Sie wiederholt
nicht danach handeln?

Nein. Gut, wenn ich also wirklich
gegen die wirtschaftlichen Interessen handeln

würde, käme es sicher einmal
einem Vorstand in den Sinn zu sagen:
Ja, dieser Honegger ist in der Zürcher
Handelskammer am falschen Ort. Das
wäre denkbar. Aber solange ich im
Gesamtrahmen die zürcherischen - auch
wirtschaftlichen - Interessen vertrete,
glaube ich, ist das nicht der Fall.

Im übrigen, ich weiss gar nicht,
warum Sie eine solche Geschichte draus
machen: Was tun dann die
Gewerkschaftssekretäre anderes? Glauben Sie,
der Gewerkschaftssekretär Herr Jucker
bekäme keine Briefe seiner Mitglieder

und seiner Sektionen, man solle
nun einmal dies oder jenes in die Hand
nehmen? Und er muss dies auch abwägen

- gut, er ist nicht Ständerat, aber
dies gilt auch für Herrn Canonica - ob
dies im Gesamtinteresse etwas
Zweckmässiges, etwas Gescheites, etwas
Notwendiges sei, und dann macht er
vielleicht sogar einen politischen Vorstoss
daraus
Nur ist der eine ein Vertreter einer
Massenorganisation, und beim andern
ist einfach das grosse Geld dahinter.

Ich weiss nicht, ob der
Gewerkschaftsbund nicht mehr Geld hat als der
Vorort des schweizerischen Handelsund

Industrievereins, das wäre also noch
abzuklären.
Er vertritt einen grösseren Bevölke-

Sind Ihnen 15 Franken jährlich zuviel für
eine vielseitige Alternativzeitung?
«das konzept», Jahresabonnement 15 Fr., Ausland 18 Fr. Für Schüler und Lehrlinge 30% Rabatt
(Kopie des Ausweises beilegen). Aus technischen Gründen laufen die Abos stets bis Ende Jahr.

Nein, eine kompromisslose Zeitung, die über das berichtet, was in der Tagespresse

oft unterschlagen wird und den Hintergründen auf die Spur geht, ist ja
eigentlich unbezahlbar. Deshalb abonniere ich «das konzept» bzw. schenke es
nachstehender Person (meine Adresse für die Rechnung ist beigefügt):
O bis Dezember 76 für 19 Fr. O Zum Schülerpreis von 13 Fr. (Ausweiskopie beilegen!)
O zusammen mit dem «zürcher Studenten» (bis Februar 77 für 31 Fr.)
O und unterstütze es gleich noch und zahle den doppelten Betrag

(zutreffende Felder ankreuzen)

Name, Vorname:

Adresse mit PI 7-

I
I
I
I

Datum:Beruf:
Talon einsenden an: «das konzept», Rämistr. 66, 8001 Zürich

Ich kam in Besitz dieser Nummer von «das konzept» über einen Bekannten*/ durch Zusendung*/
Kiosk*. Die Nummer war aufgelegt oder wurde verteilt an folgendem Ort*:
(* Zutreffendes unterstreichen)
Schicken Sie bitte eine Gratisprobenummer an folgenden Bekannten: dk 75/9 1

rungsteil und vertritt ihn mit einer
grösseren Transparenz.

Keine anonymen
wirtschaftlichen Mächte
Sie haben im Ständerat selbst gesagt:
«Im Volk herrscht ein Misstrauen
gegenüber anonymen wirtschaftlichen
Mächten.» Sind nicht gerade Sie selbst
ein Repräsentant dieser «anonymen
Mächte»?

Ich glaube nicht, dass es «anonyme
Mächte» sind, denn die Firmen in den
Kantonen Zürich, Schaffhausen und
Zug, die zu meinem Bereich gehören

ich sehe nicht recht ein, dass die
Wirtschaft immer eine anonyme Macht
sein soll, in der Regel werden Jahresberichte

veröffentlicht, man weiss, wer
dabei ist, usw.
Mit diesen Berichten ist es ähnlich, wie
mit den Communiqués nach den
Bundesratssitzungen - was wirklich
vorgegangen ist, müsste man aus einem internen

Stenogramm ersehen. Welche
Möglichkeiten hat das Volk überhaupt, zu
wissen, was innerhalb dieser Firmen
passiert? Man sah bei den
Betriebsschliessungen, dass die Angestellten bis
zu einem Monat vor ihrer Entlassung
nicht wussten, was auf höchster Ebene
vorgeht.

Es gibt sicher Firmen, die auf diese
Art operiert haben, aber wenn Sie mich
fragen, muss ich sagen, dass wenn man
offen und ehrlich mit den Arbeitnehmern

spricht, ihnen Zahlen vorlegt,
dann ist man erstaunt, wie verständnisvoll

heute die Gewerkschaften reagieren.

Dieses «offen sprechen» ist etwas,
das man meines Eracntens tun sollte.

Die legale Korruption
Es gibt da noch andere Dinge, die nicht
ganz offen sind. Für die Bauerei auf
dem Flughafen Kloten gibt es die
halböffentliche Flughafen-Immobilien-Ge-
sellschaft (FIG), die verbaut teilweise
öffentliche Gelder. In dieser FIG gibt es
doch eigenartige Verflechtungen: Sie
sind Verwaltungsratspräsident der FIG
und gleichzeitig Verwaltungsrat der
Elektrowatt. Nun hat die Elektrowatt
von der FIG Aufträge erhalten

Zeigen Sie mir einen Auftrag der
Elektrowatt im Flughafen Kloten, nur
einen.
Jedenfalls, wenn wir uns recht erinnern,
haben Firmen* die von der Elektrowatt
bzw. der Kreditanstalt kontrolliert sind,
ihren Beitrag auf der Firmentafel in
Kloten angeschrieben gehabt..

Die Elektrowatt hat von der FIG nie
einen Auftrag bekommen.
Und wie ist es mit dem grossen Auftrag,
den die Hatt-Haller AG zugeschanzt
bekommen hat? Herr Dr. Hatt ist auch
im VR der FIG.

Dr. Hatt war Präsident der Baukommission;

bei den Aufträgen an Hatt-
Haller ist er jedesmal in den Ausstand
getreten. Diese Aufträge sind ohne
seine Anwesenheit erteilt worden.
Halten Sie einen Ausstand für ein
wirksames Mittel? Es handelt sich doch bei
der FIG einfach um einen exklusiven
Klub, der seinen Mitgliedern Aufträge
verschafft. Eine Hana wäscht die
andere. Hatt ist bei der Sitzung nicht
dabei, aber seine Freunde vertreten ihn
bestens. Das nächste Mal ist Hatt dabei
und vertritt die Interessen eines abwe*
senden Freundes vor der Tür

Im Ausstand und doch
dabei

Aber meine Herren, Sie können doch
nicht verlangen, dass bei dieser FIG, da
hat es im Verwaltungsrat etwa 20 Herren,

das jene, die in einem Verwaltungsrat
sitzen bei einem solchen Unternehmen.

nie zum Zug kommen, dass diese
von vornherein ausgeschlossen sind,
einen Auftrag zu erhalten, nur weil sie
im Verwaltungsrat der FIG sind, welche
einemal pro Jahr eine Sitzung durchführt!

Das geht also viel zu weit, stellen
Sie sich diese Konsequenzen einmal vor!
Nehmen Sie als Beispiel die Swissair:
dort sind etwa 50 Herren im
Verwaltungsrat, nehmen Sie an, dass diese
Herren niemals einen Auftrag für die
Swissair ausführen könnten, nur weil
einer entweder Direktor oder Präsident
der betreffenden Firma ist - das geht
doch nicht - das ist völlig ausgeschlossen.

Aber im Volk herrscht schon die
Meinung, dass man diese Sachen auseinander

nahen soll, dass Auftraggeber und
Auftragnehmer nicht in einer Person
verschmolzen sein sollen, oder?

Dies wird natürlich auch auseinandergehalten.

Es ist selbstverständlich, dass
wenn die FIG oder irgendein anderes
Unternehmen einen Auftrag vergibt,
dass der, der den Auftrag erhalten sollte
oder eine Offerte gestellt hat, dass der
bei der Beratung nicht dabei ist. Das ist
dermassen selbstverständlich
Aber er gehört zum Klub.

Aber aas sind doch viele andere auch,
wir haben doch nicht nur einen
Unternehmer im Kanton Zürich, es hat noch
«X» andere!
Es fällt einfach auf, dass viele Herren
aus der Bau- und verwandten Branchen
im Verwaltungsrat der FIG sitzen, die
nachher beim Bau beteiligt sind, und es
sind immerhin öffentliche Gelder, die
hier vergeben werden. Wir haben also
im VR: Dr. Konrad Basler, dipl. Bau-
ing. (Basler & Hofmann AG, dann eben

Dr. Hatt, dann die Banken, die mit dem
Ganzen verknüpft sind

Die Banken sind ja nur
wegen des Gelds dabei...

Ja, alle drei Grossbanken sind dabei.
Aber nehmen Sie jetzt einmal die drei
Grossbanken. Wie soll ich den Flughafen,

der eine halbe Milliarde Franken
kostet, finanzieren? Wer gibt uns das
Geld? Rund 200 Millionen sind Subventionen

von Bund und Kanton; der Rest
von 300 Millionen bleibt der FIG zum
Selberfinanzieren, das müssen wir
aufnehmen. Diese Anleihen werden von
den Banken fest übernommen, und dass
diese Banken ein Interesse daran haben,
bei dieser FIG ein bisschen dabei zu
sein, bei solchen gewaltigen Beträgen,

Fritz Honegger, Dr. oec. publ.,
geboren 1917 als Sohn eines kleinen
Textilfabrikanten
Kantonsrat (Zürich) 1957-1975,
Ständerat seit 1967, Präsident der
Freisinnig-Demokratischen Partei
der Schweiz seit 1974

Direktor der Zürcher Handelskammer,
Kontrollstelle der Schweiz.

Kreditanstalt, Verwaltungsrat (VR)
NZZ, VR Elektrowatt, VR Papierfabrik

an der Sihl, VR Zschokke,
VR-Präsident Flughafen-Immobilien-Gesellschaft,

VR Bull-Honey-
well, Aufsichtsrat Rentenanstalt,
Präsident Verein Schweizerischer
Textilindustrieller, Koordinator der
Bauplanung von EPH, Uni und
Kantonsspital Zürich
Oberst der Infanterie

das ist doch selbstverständlich. Und wir
sind .auch darauf angewiesen, dass die
Banken unser Geschäft so gut kennen
und uns mithelfen, dass diese Anleihen
anständig plaziert werden. Sonst könnten

wir die Aufträge des Kantons, diese
Hochbauten zu errichten, gar nicht
ausführen.

Was Sie jetzt beschrieben haben,
bezeichnet man klassischerweise mit
«Korruption» und «undurchschaubarer
Interessenverflechtung»

Nein! Aber sagen Sie mir doch: wie
baue ich einen solchen Flughafen?
Indem die Oeffentlichkeit stärker beteiligt

wird, ein stärkeres Kontrollrecht
hat, die Sache transparent wird und
nicht alles zwischen ein paar wenigen
grossen Firmen ausgehandelt wird. Es
gibt ja praktisch keine Kontrolle über
diese FIG.

Schauen Sie doch einmal einen
solchen Bericht der FIG an, ich gebe Ihnen
den gerne mit,, die Hälfte der
Verwaltungsräte ist Oeffentliche Hand! Zufällig

ist der Präsident einer aus der freien
Wirtschaft
Wenn die Herren der Grossbanken nur
drin sind, um die Finanzierung sicherzustellen

— wie kann z. B. eine Genossenschaft,

die Wohnungen bauen will und
die halt keinen Bankdirektor im
Vorstand haben kann, wie kommt denn die
zum Geld? Und hier fehlt es ja zum Teil
wirklich. Das läuft dann darauf hinaus,
dass man bei grossen Unternehmen das
Geld hat und bei andern nicht.

Nein.

Was tut ein Verwaltungsrat?

Wir wollen die Frage der Verwaltungsräte
anders stellen: Im Volk herrscht in

grossen Kreisen die Meinung, dass
Firmen Politiker einkaufen, damit sie ihre
Interessen vertreten, im Parlament und
anderorts. Dies kann man daran ablesen,

dass Politiker in den Verwaltungsräten
im Verhältnis zu ihrer Arbeitsleistung,

aufgewandte Zeit usw. eine völlig

unverhältnismässig hohe Entschädigung

beziehen. Von Ständerat Luder,
der die Von Roll vertritt, weiss man,
dass er 30 000 Franken pro Jahr erhält,
für einige Stunden dekorative Präsenz
bei VR-Sitzungen.

Hier wird wahnsinnig übertrieben
übertrieben, diese Verwaltungsratsämter

im übrigen verlangen Sie in
Ihren Kreisen ja auch Mitbestimmung,
Sie wollen ja auch dabei sein, bei dieser
Uebung, nicht? Man übertreibt das
wahnsinnig. Ein Unternehmen wird
nicht durch den Verwaltungsrat geführt,
ein Unernehmen wird durch ein
Management geführt, durch die Generaldirektion,

dies gilt von der Grossbank bis
zum kleinen Baugeschäft hinunter.
Eben ja. Aber wie kommt es, dass
Vertreter dieser Firmen, weiche diese
Firmen gar nicht führen, also keine effektive

Produktionsarbeil innerhalb der
Firma leisten, so hoch bezahlt sind? Das
lässt sich doch nur so erklären, dass die
faktisch eingekauft sind, um ausserhalb
der Firma deren Interessen zu vertreten.

Sie hätten wahnsinnig Mühe, mir
einen Fall vorzulegen, wo ich jemals
Firmeninteressen von Firmen, in deren
Verwaltungsrat ich bin, in irgendeinem
konkreten Postulat vertreten hätte, wo
typische Firmeninteressen im Vordergrund

gestanden hätten.

Elektrowatts Wille ist
Voikswille
In Bern haben Sie für den Bau des Zürcher

Expressstrassen-Ypsilons plädiert,
obwohl sich das Zürcher Volk mehrheitlich

gegen dieses Bauwerk ausgesprochen
hat. Sie sind nun zufälligerweise

auch im Verwaltungsrat der Elektro-
watt-Unternehmung, die das Ypsilon
baut. Hat das vielleicht keinen Einfluss
gehabt?

Das hat damit gar nichts zu tun
Da werden Sie aber Mühe haben, einen
zu finden, der Ihnen das glaubt.

Dann müssten ja alle, die für das

Ypsilon waren, verbündet sein mit der
Elektrowatt oder mit einer anderen
Firma, die daran irgend etwas baut? Das
ist natürlich dummes Zeug. Sie können
doch mir nicht vorwerfen, dass ich für
das Ypsilon eingetreten bin, nur weil ich
im Verwaltungsrat der Elektrowatt bin.
Ob jetzt hier die Elektrowatt oder sonst
eine Firma zum Zug kommt, ist mir völlig

egal.
Wenn Sie sich in Bern gegen dieses
Ypsilon ausgesprochen hätten, dem
Volkswillen entsprechend, hätte da die
Elektrowatt nicht ensprechend darauf
reagiert.

Es ist ja gar nicht der Volkswille!*
Sie haben zugegeben, dass das Ergebnis
der Abstimmung nicht dem Volkswillen
entspricht. Oder Bull Honeywell: Die
vertreten doch ganz bestimmte Anliegen,

für nichts sind Sie nicht in den VR
aufgenommen worden.

Die Bull Honeywell macht doch
nichts anderes als Computer verkaufen!
Was ist denn Ihre Aufgabe in einem
solchen Verwaltungsrat?

Das ist furchtbar bescheiden. Die
einzige Aufgabe ist die, dass es sich um
eine Tochterfirma einer
französischamerikanischen Gesellschaft handelt,
und die brauchen in der Schweiz einen
Verwaltungsrat, der sich aus Schweizern
zusammensetzt. In diesem Verwaltungsrat

war vorher Herr Zumbühl dabei,
weil er noch Verbindungen und
Bekannte hatte in der Firma, und weil ich
ihn und seine Familie sehr gute kenne,
hat er mjch gebeten, ob ich nicht in
diesem Verwaltungsrat mitmachen wolle.
Da habe ich gesagt: Gut, ja. Aber ich
hatte nie die geringsten Schwierigkeiten
mit dieser Bull IToneywell-Geschichte.
Die verkaufen Computer und gar nichts
anderes. Es wurde dort, noch? nievon mir
irgendwie erwartet, dass ich in irgendeiner.

Fpjm..,b.ein3 BjanJesjaL..eder hei
einer Firma vorgesprochen hätte und
mich als Vertreter des Verwaltungsrates
jener Firma für diese einsetze.

100 000 Franken für nichts
Diese Firmen zahlen doch einem
Verwaltungsrat 50 000 oder 100 000 Franken

im Jahr
(Honegger nickt)
und aus reiner Philanthropie

machen die das ja kaum, die erwarten
doch von Ihnen eine ganz bestimmte
Gegenleistung.

Sie erhalten durch mich natürlich
schon Informationen über die schweizerische

Wirtschaft, und wenn sie
Probleme haben, sage ich auch ganz offen,
wie ich mir das vorstelle, das haben sie
natürlich schon.
Und die Eiektrowatt als schweizerische
Firma, hat die auch Informationen
nötig? Ist es ein Informationsproblem?

Da hat es eine Reihe von Leuten
dabei, Alt-Bundesrat Bonvin ist dabei,
und viele andere
Um bei der Elektrowatt zu bleiben: Es
hat vor vier Jahren einen ziemlich grossen

Aufruhr verursacht, als genau am
Tag nach den Ständeratswahlen bekannt
wurde, dass Sie in den Verwaltungsrat
der Eiektrowatt gewählt worden sind.
Es war offensichtlich, dass man sich
nicht traute, das vor den Wahlen
bekanntzugeben, weil das Volk schon
damals gegen das Ypsilon war und
wusste, dass die Elektrowatt das bauen
wird.

Dieses Jahr haben Sie ja Gelegenheit
das zu sagen. Der Termin der
Generalversammlung war im übrigen schon
monatelang vorher festgelegt, das war
nicht auf die Wahlen abgestimmt.

Auch dieses Jahr, ich weiss nicht,
wann sie den Termin dieses Jahr haben.
Das kann man doch nicht alles so
kombinieren, das ist doch dieser Elektrowatt

egal. Die nimmt doch keine Rücksicht

auf so etwas.
Was für ein Verwaltungsratsmandat
erhalten Sie dieses Jahr nach den Wahien?

Keines, sicher keines.
*

Falls der Platz bzw. die Finanzen
reichen, werden wir in der nächsten «kon-
zept»-Nummer noch den zweiten,
ebenso aufschlussreichen Teil dieses
Interviews veröffentlichen.

* Die Ypsilon-Abstimmung war eine Alternativ-
Abstimmung: Es gab die Initiative zur vollständigen
Streichung dieser innerstädtischen Expressstrassen
(«Y») aus dem Nationalstrassenprogramm; dazu
gab es einen Gegenvorschlag des Kantonsrates zur
blossen Reduktion von drei auf zwei Äste («1»);
schliesslich bestand die Möglichkeit, beides zu
verwerfen und alles beim alten zu belassen. In der
Stadt wurde die Initiative angenommen, im Kanton
(ohne Stadt) der Gegenvorschlag. Zusammengenommen

hatten 43% der Stimmbürger für
Streichung gestimmt, 47% für Reduktion, und bloss 10%
für vollständiges Bauen. Durch den falschen Ab-
stimmungsmodus gilt nun aber formell genau der
Wille der 10% als «Volkswille».
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Militärs und CIA befassen sich mit der Kirche Lateinamerikas

Kampf den Teufeln in derKirche
Fast alle Länder Lateinamerikas haben diktatorische
Regierungen. In diesen Ländern ist die Linke geschlagen

und Opposition kaum vorhanden. Die Kirche in
ihrer pastoralen und sozialen Mission ist die
bedeutendste institutionalisierte Organisation in diesen
Ländern, von der aus für fortschrittliche Ziele (gegen Folter,

Ausbeutung, Repression) gekämpft werden kann.
So gibt es in diesen Kirchen sozial-fortschrittliche
Kreise, die sich nicht für die brutale Machtpolitik der
Regierungen missbrauchen lassen. Durch eine
Indiskretion an hoher Stelle in der bolivianischen Regierung

gelangte nun ein Dokument an die Öffentlichkeit, welches

unzweideutig und beispielhaft für Lateinamerika
die Machenschaften dieser Regierung aufdeckt: Die
Kirche soll gespalten werden, um auch diese letzte
Widerstandskraft noch zu brechen. Wir drucken
kommentierte Auszüge aus diesem Dokument ab. Der
Artikel ist eine Übersetzung des von Gonzalo Arroyo,
Assistenzprofessor an der Universität von Paris, ver-
fassten Artikels in der französischen Monatszeitschrift
«Le Monde Diplomatique» vom August dieses Jah-

rkres.

Seit 1968 zeigten sich die USA beunruhigt
über die Entwicklung der

fortschrittlichen Kreise innerhalb der
lateinamerikanischen Kirche. Zeuge davon ist
ein Artikel, den der jetzige Vizepräsident

Nelson Rockefeiler zu einem
Zeitpunkt verfasste, als die Allianz für den
Fortschritt praktisch ausgespeilt hatte.
Es handelte sich darum, ein Mittel zu
finden gegen die spürbare Verschlechterung

der interamerikanischen Beziehungen
und gegen den Erfolg der linken

Kräfte in einigen Ländern wie Chile.
Heute können wir verstehen, was sich
damals fast vollständig unbeachtet
abspielte: Der Bericht Rockefeiler erhob
die Militärs zur hauptsächlichen Stütze
der USA; er äusserte zur gleichen Zeit
ein gewisses Misstrauen gegenüber der
Entwicklung in der Kirche, welche bis
dahin als antikommunistisches Bollwerk
und als leichte Beute für die Machenschaften

der CIA angesehen wurde.
Ein Dokument, welches vom

Geheimdienst der bolivianischen Streitkräfte

stammt, erhellt die neue Politik
der USA gegenüber den Kirchen in
jenen Ländern, wo die USA auf die
repressiven Regimes, militärische oder
zivile, zählen, das heisst also alle Staaten
des südlichen Kegels von Lateinamerika
mit Ausnahme von Peru. Dieses Dokument,

das von einem hohen Beamten
der Regierung Banzer an die Öffentlichkeit

geleitet worden sein muss,
entschleiert die geschickte Strategie, mit
welcher die fortschrittlichen Kreise der
Kirche ausgeschaltet werden sollen.
Diese Kreise, welche durch die Erfahrung

der Misere und der wachsenden
Ausbeutung der Bergwerksarbeiter, der
Indianer und der bolivianischen Bauern
radikalisiert wurden, verurteilen die
Ungerechtigkeiten und die Verletzungen
der Menschenrechte, Praktiken, welche
in der unterentwickelten und der dem
multinationalen; a ^Kapitalismus immer
stärker unterworfenen " "Welt" alltäglich

*

geworden sind.

Die Kircher? spalten
An der Authentizität des Dokumentes

besteht kein Zweifel, ebensowenig
wie an der Identität seines Urhebers:
Die CIA entpuppt sich hier als Schöpfer
von Strategien und Taktiken, welche
von den abhängigen Bourgeoisien und
von jenen Regierungen, welche die
Interessen des Kapitals garantieren, auf
die Kirchen anzuwenden sind.

Die angewandte Strategie, mit
welcher die fortschrittlichen christlichen
Kreise ausgeschaltet werden sollen,
besteht darin, von den internen
Widersprüchen der Kirchen auszugehen,
Widersprüche, welche ihrerseits m
gewisser Weise der Reflex der Widersprüche

der bolivianischen Gesellschaft sind.
Das Dokument hält fest, «dass es nicht
darum geht, die Kirche als Institution
anzugreifen, und noch weniger die Bischöfe
insgesamt, sondern einzig den
fortgeschrittensten Kreis», im besonderen den
Erzbischof von La Paz, Manrique: «Die
Angriffe, welche gegen ihn auszulösen
sind, müssen persönlicher Art sein. Man
muss dazu kommen, ihn innerhalb der
Hierarchie zu isolieren und Probleme
zwischen ihm und dem nationalen Klerus
zu schaffen.»

Die Militärs und die CIA agieren also
auf einem ersten Niveau des
Widerspruchs, jener, welcher den Episkopat
und den Klerus betrifft. Im übrigen
muss ein Rückgriff auf chauvinistische
Gefühle zur Spaltung der Kirche beitragen.

«Man muss vor allem jenen ausländischen

Klerus angreifen, der verbunden
ist mit der Gruppe ausländischer Priester,

die Kontakt zu <Gerechtigkeit und
Friedend haben und mit den politischen

Parteien, der Linken, in erster
Linie der ELN ». Den nationalen Klerus

vom ausländischen trennen: das ist
der zweite Widerspruch, mit dem man
arbeitet. Schliesslich greift man zum
Laien, damit dieser sich öffentlich gegen
den Klerus und die Bischöfe wende:
«Man muss gewisse Kommunikationsmittel

(besonders die Zeitung <El Dia-
rio>) verwenden, um Leserbriefe Erscheinen

zu lassen, welche Manrique und die
Priester oder Gläubigen der fortschrittlichen

Tendenz der Kirche diskreditieren.»

Freundschaft
mit den Reaktionären

Gleichzeitig verfolgt man eine Politik
der Annäherung mit den kirchlichen
Kreisen, welche der Regierung und dem
Imperialismuss wohlgesinnt sind:
«Freundschaftliche Beziehungen mit
gewissen Bischöfen unterhalten, mit
bolivianischen Priestern, Kirchenmitgliedern,
so dass die öffentliche Meinung nicht
dazu gebracht wird, zu glauben, es
handle sich um eine systematische Ver¬

folgung der Kirche, sondern nur einiger
ihrer Mitglieder. Man muss auf aem
authentischen Charakter einer nationalen
Kirche bestehen.»

«Klassenkampf von oben»
Diese Strategie, welche in der

Verschärfung der mnerkirchlichen
Widersprüche beruht, verwendet - es ist
sonderbar, dies zu konstatieren - eine
Methode der Analyse und der Intervention,

welche man als marxistisch
bezeichnen könnte. Das bestätigt, was
schon in bezug auf den Putsch m Chile
gesagt worden ist: Die lateinamerikanischen

Bourgeoisien sind in der Schule
Lenins und wenden, oft besser als das
Proletariat, die Lehren des Klassenkampfes

an.
Die Ideologie, welche durch die

Medien verbreitet wird, um die vorgesehenen

Ziele zu erreichen, ist vor allem
der Antikommunismus, dem sich ein
chauvinistischer Nationalismus beifügt
und eine Schale von Christentum an der
Sauce der Armee-Regierung. Man
versucht zu beweisen, dass eine Verbindung

zwischen den fortschrittlichen
Kreisen und dem «internationalen
Kommunismus» bestehe, den Guerillaerfahrungen

von Teoponte und der
nationalfortschrittlichen Regierung von Torres,
die 1972 vom bolivianischen Militär
zusammen mit der brasilianischen Armee
blutig gestürzt wurde: «Man muss eine
Annäherung ihrer (der ausländischen
Priester) Aktion an die Teoponte-Guerilla

una die Umtriebe des Pfarrers Prats
herstellen. Man muss mit Nachdruck
zeigen, dass sie auf derselben Linie sind,
dass sie den bewaffneten Kampf predigen,

dass sie mit dem internationalen
Kommunismus verbunden sind und dass
sie mit dem einzigen Zweck nach Bolivien

geschickt wurden, um die Kirche
zum Kommunismus zu bringen.»

formationen über gewisse Priester zu
geben, hauptsächlich über nordamerikanische.

Innert 48 Stunden hat sie zuhanden
des Innenministeriums ein Dossier über
einige Priester verfertigt. (Unmittelbare
Vorfahren, Studien, Freundschaftsbeziehungen,

Adressen, Publikationen, Kontakte

mit dem Ausland.) Ebenso
wurden Informationen über andere,
nichtamerikanische Priester und Gläubiger

eingeholt.»
Die Taktik, die mit Hilfe und Beteiligung

der CIA ausgearbeitet wurde, wird
m mehreren Phasen verwirklicht. Die
erste besteht darin, «gewisse religiöse
Orden sehr genau zu beobachten und
ihre Verbindungen mit den religiösen
Aktivitäten auf aen Hochebenen, mit den
Taglöhnern auf den Baumwollfeldern
una vor allem mit jenen in den Bergwerken

zu kontrollieren». Laienbrüder von
Quebec und katalanische Jesuiten
leisten tatsächlich seit mehreren Jahren
eine Arbeit in engem Kontakt mit den
Arbeitern. Dem Plan gemäss müssen
aber auch Pfarrkirchen, Forschungsinstitute

und einige Bischöfe kontrolliert
und überwacht und die Informationen
darüber in den Karteien des Innenministeriums

zentralisiert werden.

ü a »

Fremdenhass schüren
Der ausländische Klerus ist in Bolivien

in der Mehrheit, vor allem in den
religiösen Orden, während die Kirche
trotz ihrer Verwurzelung in den Massen
nur wenige Berufungen hat. Im Namen
des von der katholischen Hierarchie
gepredigten «Apolitismus» schuldigt man
den ausländischen Klerus an, Politik zu
machen. Man versucht so zu verbergen,
dass nicht einmal die progressiven
Kreise und noch viel weniger die
Bischöfe heute eine Partisanenposition
einnehmen; sie haben höchstens eine
pastorale und soziale Aktion, welche in
letzter Zeit, das ist zuzugeben, eine
politische Resonanz gefunden hat. So hat
die bolivianische Sektion von «Gerechtigkeit

und Frieden» ein Dokument über
das Bauernmassaker von Cochabamba
von 1974 veröffentlicht, und die
katholischen Radiostationen haben die
gewerkschaftlichen Forderungen der
Minenarbeiter von Altiplano verteidigt.
Die Kampagne, welche hunderttausend
Unterschriften zum Protest gegen die
Besetzung und Zerstörung von Radio
Pius XII., gegen die Ausweisung von
Priestern von «Gerechtigkeit unci Frieden»

und für die Rechte der ausgebeuteten

Minenarbeiter vorbrachte, wurde
vom bolivianischen Innenminister, der
sich Christ nennt, als «Agitationsplan»
abgestempelt.

Die Macht der Medien
erobern

Wie arbeitet diese ideologische
Kampagne? Dank den sich verschärfenden
Pressionen auf die Informationsmedien:
Kontrolle der katholischen Radiostationen,

welche vor allem in den
Bergwerksgebieten und in La Paz senden;
Pressekampagne (Leserbriefe); Gewinnung

von Briefen, welche die Bindung
an rechtsgerichtete Kreise der Kirche
bezeugen und Pressionen gegen die
katholische Presse verlangen: Die
Pressionen gegen <Presencia> müssen
verstärkt werden, damit sie höchstens
partielle Informationen über die Ereignisse
veröffentlicht. Man muss sie dazu zwingen,

dass alle Artikel in der Zeitung
gezeichnet sind, um die Herkunft una den
Autor verifizieren zu können.

Bereits besteht eine Liste von zehn
Priestern, die festzunehmen sind. Im
Innenministerium gibt es einen Brief,
welcher <Gerechtigkeit und Frieden> anklagt
und von zehn Priestern und Religiösen
bolivianischer Nationalität gezeichnet
ist.»

Die guten Dienste der CIA
Die Mitarbeit der CIA ist gesichert

und funktioniert. «Durch die Vermittlung

von Freddy Vargas und von
Alfredo Arce hat die CIA entschieden,
sich direkt mit dem Problem zu befassen.
Sie hat sich verpflichtet, alle nötigen In-

UnschuSdige verwickeln
Die zweite Phase besteht darin,

Unschuldige aufgrund von falschen Beweisen

zu beschuldigen: «Wenn ein Priester
verhaftet ist, müssen die Agenten des
Ministeriums subversive Traktate in seine
Aktentasche schmuggeln, wenn möglich
in sein Zimmer, una eine Waffe (vorzüglich

einen Revolver mit grossem Kaliber);

sie werden einen Lebenslauf
bereithalten, um ihn vor dem Bischof und der
öffentlichen Meinung diskreditieren zu
können.» Ziel ist, die Priester in die
Subversionstätigkeiten, welche von aus-
IfTdischen^palitiscljen, Krä.ften angestiftet

seien, zu verwickeln. «Im Prinzip
sind Hausdurchsungen bei Religiösen zu
vermeiden, denn das gibt zu leicht Anlass
zu Publizität.» Tatsächlich, haben nicht
die Schliessung der Radiostationen von
Catavi und die brutale Untersuchung

der Presbyterianer einen Minenarbeiterstreik
mit sich gebracht, einen Streik,

der nur schwer unter Kontrolle zu bringen

war? «Die Priester, die auf der Liste
figurieren, werden auf der Strasse verhaftet,

vorzugshalber in verlassenen Gegenden

oder auf freiem Feld. Die Beamten
müssen in Zivil erscheinen und Taxis
dafür verwenden.»

Dritte Phase: Abschiebung der
Verhafteten aus dem Land auf möglichst
diskrete Art: «Die kirchliche Hierarchie
muss vor ein Fait accompli gestellt werden.

Die heimlich verhafteten Religiösen
dürfen nicht in die Gebäude des Ministeriums

oder der DOP gebracht werden.
Die Polizisten müssen in Funkkontakt
mit dem Informationsdienst treten. Während

das Ministerium die geeigneten
Massnahmen vorbereitet, wird am besten
der Gefangene mit einem Wagen aus der
Stadt gebracht. Die Bischöfe werden erst
nach der Abschiebung informiert.»

Die Abschiebung der Ausländer,
Priester und Pfarrherren, als Subversive
bezeichnet, ist das letzte Ziel dieser
Taktik, um die Kirchen zu knebeln.
Diese sehen sich ihrer dynamischsten
Elemente beraubt. Die Polizeiaktion ist,
wie es sich gehört, angeheizt: «Den
Polizisten, welche am besten arbeiten,
um diesen Plan zu verwirklichen, wurde
versprochen, dass sie mit den während
Hausdurchsungungen konfiszierten
Gegenständen belohnt werden. Der
Chefwechsel im Informationsdienst erklärt
sich dadurch, dass Oberst Arabe einem
direkten Angriff gegen die Kirche nicht
günstig gesinnt war. Der neue Chef,
Major Vacaflor, ist ein sehr harter
Mann, mit Neigungen zum Sadismus; er
hat schon direkt an Folterungen
teilgenommen. Er ist bereit, diesen Plan strikte
in die Praxis umzusetzen.»

Die Kirche schweigt
Die Reaktion der bolivianischen

Bischöfe ist zu schwach und zu furchtsam.

Nicht einmal die fortschrittlichen
unter ihnen haben ein Bewusstsein des
kontinentalen Charakters der Strategie,
welche gegen die am stärksten engagierten

Christen in Gang gesetzt wird. Als
das ständige Komitee des Episkopates
sich nach der Zerstörung von Radio
Pius XII. und dem dadurch provozierten
Minenarbeiterstreik versammelte, empfing

es den Innenminister, aber nicht die
betroffenen Priester und Bergwerksarbeiter.

Kardinal Maurer äusserte sich
«sehr befriedigt über den Dialog mit dem
Staat, mit dem er im Einverständnis zum
Wohl .des Vaterlandes zu arbeiten
hofft».

1968 organisierte die CELAM
(lateinamerikanische Bischofskonferenz)

die Konferenz von ,M(4slUn, welche

eine kritische Haltung gegenüber
dem Kapitalismus und dem Neokoloniar
lismus einnahm und sich zugunsten der
Befreiung der Völker Lateinamerikas
äusserte. Heute schweigt die von den
traditionalistischen Kreisen der Kirche
beherrschte CELAM angesichts der
Repression, der Folter und der blutigen

Staatsstreiche wie jenes in Chile. Der
Vatikan, der im allgemeinen der Verteidigung

der Menschenrechte mehr
Aufmerksamkeit schenkt als gewisse lokale
Kirchen, versucht vor allem, die Rolle
eines Schlichters zu spielen, zugunsten
des Weltfriedens, was ihn dazu zwingt,
mit den USA und den Regierungen an
Ort gute diplomatische Beziehungen zu
unterhalten. Im Gegensatz zum Ökumenischen

Kirchenrat m Genf ist er weniger

frei, repressive Politik zu beschuldigen,
die Einmischung der CIA in die

ideologische Kontrolle und Entwaffnung
der fortschrittlichen Christen, welche
letztlich die Kirchen selbst in einem
teilweise gläubigen Kontinent angeht.

Wenn die Krise des Kapitalismus sich
weiter verschlimmert und wenn die
Repression in den Ländern der dritten
Welt in der Folge weiter zunehmen
muss, kann man sich fragen, bis zu
welchem Punkt die Konfliktbeziehungen
zwischen totalitären Staaten und
institutionalisierten Kirchen sich verschärfen
werden. Werden die Kirchen, welche
die evangelische Mission, die sie zwingt,
die verratenen Menschenrechte zu
verteidigen, vergessen haben, werden die
Kirchen, wenn sie selbst (und nicht nur
ihr fortschrittlicher FlügeB zu
verschwinden droht, sich zum Kampf gegen
die repressiven Staaten entscheiden,
damit sie überleben können? Wenn dies
der Fall wäre, würden die christlichen
Religionen, welche der Verbreitung der
bürgerlich liberalen Ideologie in weitem
Mass geholfen haben, aufhören, in der
aktuellen Technostruktur als ein Pfeiler
der nachindustriellen kapitalistischen
Gesellschaft betrachtet zu werden. In
den entwickelten Ländern räumt das
ideologische Schema des multinationalen

Kapitalismus der Religion wenig
Platz ein. Nichtsdestoweniger sind die
Religion und die Kirchen m vielen
unterentwickelten Ländern stark, wo die
Repression hart ist und so das Auftreten
neuer Widersprüche begünstigt.

Gonzalo Arroyo
(Übersetzung aus dem Französischen von R. Küng)

Ein unter J. F. Kennedy ausgearbeiteter
Entwicklungsplan für die Länder Lateinamerikas.
2

Justitia et Pax: päpstliche Kommission, welche in
Bolivien hauptsächlich die politischen Gefangenen
betreut.
3 Nationale Befreiungsarmee, eine der bestbekannten

Guerillaorganisationen.
4

Guerillagruppe, welche vom Juni bis Oktober
1970 aktiv war und vor allem wegen der «Strassen-
karten» des jungen Christen Nestor Paz Zarnora
bekannt war.
5 Bolivianischer Priester, welcher als Vermittler in
einer politischen Entführungsaffäre gewirkt hat.
Studentenpfarrer.
^

Tageszeitung in La PaZ'
7 Untersekretär des Innenministeriums
8

Ehemaliger Innenminister
9 Polizei
10 Die Reaktion von einigen Laienbrüdern, von
einigen isolierten Bischöfen und Priestern Boliviens
war allerdings viel härter.

Wir wollen eine Schweiz,
in der sich alle

frei und sicher fühlen

Kaum eine Woche vergeht
ohne Nachrichten über Terror,
Brutalitäten und Extremismus.

Der Rechtsstaat, der jedem
Menschen ein Leben ohne

Furcht und Hass ermöglichen
muss, ist weltweit schweren

Belastungsproben ausgesetzt.
Um so mehr sollten wir uns vor Augen halten, dass
der Mensch sich nur in einem demokratischen Staat

auf freiheitlicher Grundlage sicher fühlen kann.
Wir Freisinnigen stehen zu unserem Rechtsstaat

und zu seinem Ausbau. Wir
setzen uns für eine glaubwürdige

menschliche Politik ein, nach
dem Grundsatz: «Gleiches
Recht für alle». Wir begrüssen
gute Beiträge zur Verbesserung
unseres Staatswesens. Und wir
achtenjede Minderheit,solange

sie sich an die Grundregeln der Demokratie hält.
Aber: wir wehren uns entschieden gegen Versuche,
Recht und Ordnung zu stören. Denn wir glauben, dass
Sicherheit und Freiheit einen solchen Einsatz wert sind.

Wenn auch Sie so denken, dann gehören wir eigentlich zusammen.
Dann sollten wir miteinander reden, planen, handein.

Damit wir alle frei und sicher sind. Und es auch bleiben.
Wir laden Sie gern zu einer FDP-Veranstaltung ein.

Für Sicherheit und Freiheit

Freisinnig-Demokratische Partei,
Bahnhofplatz 10, 3001 Bern | An die Freisinnig-Demokratische Partei.

| Bahnhofplatz 10, 3001 Bern.

I Mich interessiert alles, was die FDP verwirk-

t liehen will. Bitte senden Sie mir umgehend die
Informations-Broschüre «Zielsetzungen 75».

I Name:.

K 75

| Adresse:.
3 PLZ/Ort:.
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Extraleistimg einer Mini-Zeitschrift •

Portugal aus erster Hand
Plötzlich reissen sich die Leute um eine Zeitschrift, die bislang praktisch
unter Ausschluss der Öffentlichkeit erschienen ist: um den «Zeitdienst zur
sozialistischen Information und Diskussion», der seit 28 Jahren jeden Freitag

in Zürich erscheint. Der Grund für den plötzlichen Ansturm auf das
achtseitige Mini-Blatt: seine hervorragende Portugal-Berichterstattung.

Was der «Zeitdienst» seit Wochen an
Informationen und Diskussionsbeiträgen

über Portugal bringt, ist wohl für
den ganzen deutschsprachigen Raum
einzigartig. Der «Zeitdienst» bringt
praktisch alle wichtigen Dokumente
(MFA-Programm, Papiere von Gonçal-
ves, Carvalho, Antunes usw.) in eigener
Übersetzung in vollem Wortlaut. Bis
jetzt sind es über 60 Seiten, die der
«Zeitdienst» an Dokumenten und
Berichten gebracht hat.

Diese «Zeitdienst»-Leistung ist noch
beachtlicher, wenn man bedenkt, dass
die Zeitung vollständig ehrenamtlich in
Freizeitarbeit gemacht wird. Seit Monaten

arbeiten im «Zeitdienst» zwei Leute
mit, die fliessend portugiesisch
sprechen. Mit wenigen Unterbrüchen hat
sich in letzter Zeit immer einer der
«Zeitdienst»-Mitarbeiter in Portugal
aufgehalten.
M.FA. Campanhade dinantizaçâo cultural

Portugal und seine Linksgruppierungen
bieten im Moment das Bild von

anhaltenden Linienkämpfen. Um so wichtiger

ist es, dass der «Zeitdienst» als
quasi links-überparteiliches Blatt die
Dokumente nicht nach parteipolitischen
Gesichtspunkten siebt. «Wir wollen alle
notwendigen Informationen vermitteln,
damit sich jedermann seine eigene
Meinung über die Vorgänge in Portugal
bilden kann», umschreibt ein «Zeitdienst»-
Redaktor das Programm. Wenn man
sich die oft dürftigen und einseitigen
Berichte in vielen Schweizer Zeitungen
vor Augen hält, ist dies eine doppelt
wichtige Aufgabe. Im «Zeitdienst» wird
nicht gefilterte Information geb.oten,
sondern Quellen aus erster Hand und in
nützlicher Frist.

Die «Neue Zürcher Zeitung» gefällt
sich jeweils darin, den «Zeitdienst» als
PdA-nah zu etikettieren. Auf der an¬

dern Seite identifizieren viele Sozialisten
den «Zeitdienst» mit dem Buchhändler
Theo Pinkus. Beides ist falsch. Pinkus
gehörte zwar 1948 zusammen mit dem
Sozialdemokraten Franz Keller und dem
Religiössozialisten Hugo Kramer zu den
Gründern und prägte den «Zeitdienst»
lange Zeit mit. Heute wird der Kurs von
einer mehrköpfigen Redaktion
bestimmt, die nicht einfach einer bestimmten

politischen Linie zuzuordnen ist.
«Hier schreiben Kommunisten, Sozialisten,

Sozialdemokraten, Trotzkisten,
Maoisten», charakterisiert sich der
«Zeitdienst», der für Etikettierungen
denkbar schlecht geeignet ist.
Verantwortlicher Herausgeber ist der Sozialdemokrat

Werner Egli.

Der «Zeitdienst» hat nur rund 1000
Abonnenten. In letzter Zeit haben die
Neubestellungen allerdings rapid
zugenommen. Fast täglich liegen im Postfach
195 in 8025 Zürich kurze Briefe, die für
zwölf Franken ein Abonnement bis Ende
Jahr bestellen. Da verschiedene
Portugal-Nummern ausverkauft sind, gibt der
«Zeitdienst» Anfang Oktober die
Portugal-Dokumente in einer umfangreichen
Sammelbroschüre heraus. Die kürzlich
ins Leben gerufene «Arbeitsgruppe
Portugal» geht ebenfalls auf eine Initiative
des «Zeitdienstes» zurück.

Jürg Frischknecht

WeiteitoiMungskurse
1. Seminar im Gwatt: Spracherziehung
heute - alternative Möglichkeiten

Am 25./26. Oktober 1975 organisieren
die «Erklärung von Bern» und die

GKEW in der Reformierten Heimstätte
Gwatt ein Seminar zu diesem Thema.
Schon seit geraumer Zeit arbeiten
verschiedene Gruppen - wie z. B. die
Arbeitsgruppe Lesetexte - an der
Herausgabe von sozialkritischen und eman-
zipatorischen Texten für den Unterricht,
die nicht in unseren Lesebüchern
stehen. Immer mehr Lehrer lassen die
Lesebücher der Lehrmittelverlage im Schrank
stehen und greifen zu andern Texten,
die etwas mit unserer gesellschaftlichen
Realität zu tun haben.

Gleichzeitig wächst die Erkenntnis,
dass mit alternativen Texten - seien es
nun lustbetonte oder kritische - erst
wenig erreicht ist, wenn nicht die Frage
der Vermittlung von Sprache grundsätzlich

neu gestellt, also auf dem ganzen

GEWERkschApT KIATUR ERziEhuNq
UNd WisSENScSiApT GKEW/ Postfach 725

8022 Zürich

Kulturkampagne in Portugal: Das portugiesische Volk begriisst die Köpfe der Geschichte (aus Zeitdienst Nr. 16/17, Mai 1975)

das konzept Tip
Tunesien
Das Comité Tunisie in der Schweiz, case
69, 1211 Genève 2, gibt ein Bulletin in
französischer Sprache heraus, in dem
regelmässig über politische Wirklichkeit
in Tunesien, die tunesische Opposition,
die Lage der tunesischen Fremdarbeiter
in Frankreich, die Haftbedingungen der
politischen Gefangenen usw. berichtet
wird.

Alternativpresse
Jungsozialisten aus der BRD haben eine
Dokumentation über die Alternativpresse

im deutschsprachigen Raum
zusammengestellt, die zwar nicht vollständig

ist, in der jedoch immerhin über 50
Zeitschriften vorgestellt werden oder
sich vorstellen. Der Katalog enthält die
Adressen von etwa 200 Zeitschriften.
Erhältlich gegen 2 DM + Porto (in-
internationalen Antwortscheinen) bei
Gerold Kunz; D-7517 Waldbronn, St.-Bar¬
bara-Str. 21. Der Reinerlös fliesst der
Chile-Solidarität zu.

Berichte vom Arbeitsplatz
Verschiedene Kurztexte aus der
Produktion enthält das Werkstattheft Nr. 3

der Werkstatt schreibender Arbeiter
Zürich. Das Heft ist das Resultat einer
sonst in der Schweiz unüblichen
Zusammenarbeit. In Zürich treffen sich
wöchentlich etwa ein Dutzend Berufsleute

aus den verschiedensten Zweigen
(Maschinenschlosser, Buchhändler,
Computeringenieur, Setzerin, Lehrer,
Werkzeugmacher, Student und andere)
mit einem gemeinsamen Interesse: ge-
sellschaftskritische, arbeitsalltagsbezo-
gene Literatur zu machen, zu diskutieren

und zu veröffentlichen. Das Heft
kann gegen 2.30 Fr. in Briefmarken
bestellt werden bei B. Wenger, Oeltrotten-
str. 28, 8707 Uetikon.

Die andere Frauenzeitung
«Die Frau in Leben und Arbeit» heisst
eine sozialdemokratische Frauenzeitschrift,

die sich nicht damit begnügt, PR
für Kosmetikfirmen, Strickmuster für
Baby-Kleider und exotische Kochrezepte

zu verbreiten, die nicht gemacht
wird, um Geld zu verdienen und deren

«das konzept» gibt gratis eine
Liste von Ärzten ab, die die
Verordnung von Empfängnisverhütungspillen

auch an unverheiratete
Frauen oder Mädchen liberal

handhaben, «das konzept»
kann Ihnen auch Ratschläge
und Adressen für noch
aussichtslosere Fälle geben.
Schriftliche Anfragen an: «das
konzept», Rämistr. 66, 8001
Zürich. Frankiertes und
adressiertes Antwortcouvert bitte
nicht vergessen.

redaktioneller Teil kein Aufhänger für
Inserenten ist. Ihren Auftrag versteht
die Zeitschrift als politisch, ihr Thema
ist die Stellung der Frau in unserer
Gesellschaft. Sie kann bestellt werden bei
Gebr. Kürzi AG, 8854 Siebnen.

«das konzept» ist nicht bloss diese Nummer.
Sie erhalten es für Fr. 15.— elfmal jährlich.
Talon Seite 3.

Gebiet der Spracherziehung nach neuen
Wegen gesucht wird. Ich z. B. unterrichte

an einer Berufsschule und werde
täglich mit der kommunikativen
Kompetenz (so nennt man im Fachjargon die
Art und Fähigkeit, sich auszudrücken)
bzw. Inkompetenz von Schülern
konfrontiert, die neun Jahre lang
Deutschunterricht hatten, und muss mich immer
wieder fragen: «Was nützt das alles,
wenn nicht mehr dabei rausschaut!?»

Und der heutige Durchschnittsmensch

kann sich nicht einmal im Rahmen

der Normen unserer bürgerlichen
Gesellschaft einigermassen korrekt
ausdrücken, geschweige denn seine eigenen
Bedürfnisse sich selbst und seiner Umwelt

gegenüber sinnvoll artikulieren.
Viele schon - nicht etwa nur Lehrer -
sehen das Problem. Aber wie soll man
Abhilfe schaffen? Als einzelner Lehrer
mitten im Leistungssystem unserer
Schule? Kommt dazu, dass auch in
andern Fächern weder die Unterrichtsmittel

noch die Phantasie des einzelnen
ausreichen, von der Le/ir-Schule zur
Lern-Schule vorzudringen, in deren
Zentrum der Schüler, der Erwachsene
von morgen, der Wegbereiter einer
gerechteren und menschlicheren Zukunft
steht.

Diesen Fragen nachzugehen, mit
besonderer Hinwendung zum Sprachunterricht,

ist das Ziel des angekündigten
Seminars im Gwatt. Dort wollen wir ge¬

meinsam konkrete Lösungen für diese
Probleme erarbeiten. Wir, d.h. Lehrer,
Schriftsteller. Journalisten und alle, die
sich in einem kritischen Sinn für Sprache

interessieren.
Die Programmpunkte für das Seminar

sind:

s Formulieren der Probleme in der
Spracherziehung
• Probleme im heutigen Umgang mit

' der Sprache überhaupt
• Diskutieren der Ziele einer neuen
Spracherziehung
• Bestandesaufnahme der bereits
bestehenden Neuansätze
• Inspiration zur Selbstbeschaffung
alternativer Lehrmittel und -methoden
für einen emanzipatorischen Sprachunterricht

@ Schaffung einer Koordinationsstelle
für Arbeitsgruppen, die sich mit diesem
Thema befassen
• Abklären der rechtlichen Situation
des Lehrers, der solche alternativen
Lehrmittel verwendet (Kampf gegen die
um sich greifende Einschränkung der
Lehrmittelfreiheit in verschiedenen
Kantonen)

Eingeleitet werden die verschiedenen
Problemkreise durch Kurzreferate von
Dr. August E. Hohler (Journalist), Dr.
Markus Schmid (Realschullehrer) und
Prof. Dr. Martin Berg (Sprachdidakt,
BRD). Wer sich interessiert - Anmeldungen

sind erhältlich bei: GKEW
Fachgruppe Erziehung Zürich, Postfach
2464, 8023 Zürich.
2. Kurs in Bern: Geschichte der
schweizerischen Arbeiterbewegung im Rahmen

der allgemeinen Geschichte des 19.
und 20. Jahrhunderts

Für Lehrer und andere Interessierte
führt die Fachgruppe Erziehung Bern
vom Herbst 75 bis zum Frühling 76
über dieses Thema einen Kurs durch;
das Thema glänzt ja an bürgerlichen
Gymnasien und Seminarien meistens
durch Abwesenheit. Ja selbst
Geschichtsbücher darüber haben
Schwierigkeiten, überhaupt gedruckt zu werden.

Mit Vorträgen, Quellenlektüre und
Diskussion wollen wir diese Lücke
schliessen. Möglicherweise entwickeln
sich aus diesem Kurs Arbeitsgruppen,
die das inema spezifisch tur den Unterricht

an Schulen bearbeiten.
Zusammenfassungen der Referate sowie die
Quellentexte werden an die Kursteilnehmer

abgegeben. Wer sich interessiert
- Anmeldungen sind erhältlich bei:
GKEW Fachgruppe Erziehung Bern,
Postfach 202, 3000 Bern 8. GKEW

Eidgenössisches Volksbegehren FÜR DIE FRISTENLÖSUNG

Schaffhausen-info
INFO, EIN POLITISCHES
INFORMATIONSBLATT der Region
Schaffhausen, erscheint seit Anfang Januar
1974 monatlich. Bereits behandelte
Themen aus früheren Nummern: Pantli-
Abbruch, öffentlicher Verkehr
(«Bologna ist nicht Schaffhausen»),
Fremdarbeiter. Für die nächsten Nummern

sind geplant: E-70-Report der
Aktion Rhy. Dreiteiliger Gefängnisreport.

Einzelnummer f.50 Fr.,
Jahresabonnement 15 Fr. bei: INFO, Postfach
267, 8201 Schaffhausen.

Ohne-Herrschaft
Eine Zeitschrift des «Anarchismus» -
«Akratie» - richtet sich an jene
Anarchisten, die unter ihrem Losungswort
nicht den Inbegriff von Gewalt und Terror,

von Unordnung und Chaos verstehen.

«So wie Aristokratie Adelsherrschaft,

Demokratie Volksherrschaft
bedeutet Akratie Ohne-Herrschaft.
Festhalten wollen wir an der Herrschafts-
losigkeit als Prinzip und Ideal, das uns in
unserem allgemein menschlichen, sozialen

und politischen Verhalten wegleitend
sein soll. Fern von jedem Dogma könnte
Akratie Menschen aus verschiedenen
religiösen, philosophischen und politischen

Lagern in einer gemeinsamen Haltung

vereinigen.» Die Zeitschrift ist zu
beziehen bei: H. Koechlin, Sparnberg

34, 4000 Basel.

Kulturstelle der Uni Zürich
Nun hat auch die Uni Zürich eine
Kulturstelle. Beni Müller, Hugo Faas und
Georges Clement wurden zusammen
mit dem KStR-Mitglied Hartwig Thomas

beauftragt, mit einer Kulturstelle
die «heiligen Hallen zu befruchten».
Das Programm beginnt am 10. Nov.
«MUSIG AM MÄÄNTIG» bringt:
MOMBASA, eine amerikanische Jazz-
Gruppe, die sehr stark von der afrikanischen

Musik inspiriert ist. In dieser
regelmässigen Montag-Musik-Veran-
staltung, die zusammen von «Kultur-
steile»,«Jazzander ETH» und «VSETH-
Kulturstelle» organisiert wird, soll nicht
nur Jazz zum Zug kommen, sondern
auch Folk, experimentelle und sogar
klassische Musik. Andere Höhepunkte
von «Musig am Määntig» bis Ende
Jahr: Gui Magey und Tarot.

Wir werden Seminarien, Feste und
Happenings durchführen in der
Meinung, dass Kultur nicht nur Konsumieren

bedeutet. Dazu suchen wir freiwillige
Helfer. Einzelne und Gruppen, die

auf eigene Faust an der Uni etwas
aufziehen wollen, beraten wir in organisatorischen

Belangen. Jeweilen am Montag

von 13 bis 15 Uhr sind wir an der
Rämistr. 66, 1. Stock (Tel. 32 92 87), zu
erreichen.

- stratloser Schwangerschaftsabbruch während 12 Wochen -
Die Unterzeichneten stellen das Begehren, die Bundesverfassung sei wie folgt zu ergänzen:

Art. 34 novies. - Der Abbruch der Schwangerschaft ist straflos, wenn er durch einen zur Ausübung des
Berufes zugelassenen Arzt, innert zwölf Wochen nach Beginn der letzten Periode und mit schriftlicher
Zustimmung der Schwangeren ausgeführt wird. Die freie Arztwahl ist gewährleistet.
Der Bund trifft in Zusammenarbeit mit den Kantonen die nötigen Massnahmen zum Schutze der
schwangeren Frau und zur Förderung der Familienplanung.
Art. 34 novies. - L'interruption de la grossesse n'est pas punissable lorsqu'elle est pratiquée par un médecin autorisé à exercer sa profession, dans les douze semaines
après le début des dernières règles et avec le consentement écrit de la femme. Le libre choix du médecin est garanti. La Confédération prend, avec la collaboration des
cantons, les mesures nécessaires pour protéger la femme enceinte et encourager la planification familiale.

Massgebend ist der obenstehende französische Text.
Die nachstehenden Unterzeichner sind mit Zweidrittelmehrheit befugt, das Volksbegehren sowohl zugunsten eines Gegenvorschlages der Bundesversammlung als auch
ohne Vorbehalte zurückzuziehen:
Simone Vernet-Hauert, Präsidentin, La Becque 51. 1814 La Tour-de-Peilz; Claudine Gabus, Vize-Präsidentin, rue de la Gare 3, 2035 Corcelles; Maurice Favre, Vize-Präsident,
rue Charles-Humbert 9, 2300 La Chaux-de-Fonds; Etienne Broillet, rue du Versoix 7, 2300 La Chaux-de-Fonds; Liliana Ghisletta, via Pizzo di Claro 4, 6500 Bellinzona; Dr. Pierre-
André Gloor, Petit Chêne 18, 1003 Lausanne; Anne-Marie Küpfer, 1249 Avusy; Dr. Franco Lasagni, Ahornweg 7, 4800 Zofingen; Herta Mäder, Auf der Zeig, 3145 Oberscherli;
Micheline Matthey, chemin des Vernets, 2525 Le Landeron; Doris Morf, Hedwigstrasse 2, 8032 Zürich; Anne-Marie Rey, Grabenstrasse 21, 3052 Zollikofen; André Sandoz,
rue de la Promenade 10,2300 La Chaux-de-Fonds.

Der Bürger, der das Begehren stellen will, hat es eigenhändig zu unterzeichnen. Wer eine andere Unterschrift als die seinige beisetzt, macht sich strafbar (Art. 282 des StGB).

Kanton Politische Gemeinde:

Nr. Name und Vorname
(eigenhändig)

Beruf Geburtsjahr Wohnort (Strasse und Hausnummer) Bemerkungen des
Kontrollbeamten

>

Auf diesem Bogen dürfen nur Schweizer Bürgerinnen und Bürger unterzeichnen, die stimmberechtigt (mindestens
20 Jahre alt) und in der gleichen Gemeinde wohnhaft sind. Gemeinde ist am Kopf des Unterschriftenbogens anzugeben. Für jede
Gemeinde ist ein separater Bogen zu verwenden.

Amtliche Beglaubigung. (Wird vom Sekretariat der SVSS selbst eingeholt!)
Dass vorstehende... Unterzeichner in eidgenössischen Angelegenheiten in der Gemeinde stimmberechtigt sind, bescheinigt:

Ort und Datum:
Die zur Beglaubigung zuständige Amtsperson
(Amtliche Funktion und eigenhändige Unterschrift):

Unterschriftsbogen können bezogen werden und sind ohne amtliche Beglaubigung zurückzusenden an: Sekretariat SVSS (Schweiz. Vereinigung
für straflosen Schwangerschaftsabbruch), Micheline Matthey, Chemin des Vernets, 2525 Le Landeron. Spenden zugunsten der Initiative: PC Bern 30-8770

Wenn Sie auch finden dass Schwangerschaftsabbruch kein Mittel zur
Geburtenregelung, aber ein möglicher Ausweg sein soll,

dann helfen Sie uns bei unserem Kampf gegen Ungerechtigkeit, Heuchelei, Willkür und Demüti¬
gung und für das Recht auf freie und verantwortliche Elternschaft.

Werden Sie Mitglied der SVSS!
der Schweizerischen Vereinigung für straflosen Schwangerschaftsabbruch, Sekretariat: Kappelenring 6/310,3032 Hinterkappelen.

Sektionen in der deutschen Schweiz: Basel (Frau R. Thalmann, Hangstr. 21, 4144 Arlesheim), Bern (Frau K. Klopfenstein, Schänzlihalde 34, 3013 Bern),
Biel (Frau L. Sommer, St. Nikiaus 47, 3274 Merzligen), Burgdorf (Frau M.-D. Desarzens, Rudswil, 3423 Ersigen), Chur (Frau Verwoert, Scalettastr. 143,
7000 Chur), Schaffhausen (Frau D. Giger, Vordergasse 81, 8200 Schaffhausen), Zürich (Frau Dr, J. Schwarzmann, Letzistr. 17, 8006 Zürich).
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MaxFriscli liestden
Tages-Anzeiger. Sucht er
einen Gebrauchtwagen
In einem Brief, den Max Frisch
uns geschrieben hat, fand er
lobende Worte für das Magazin,

das jeden Samstag dem
Tages-Anzeiger beiliegt. Es
erfülle sowohl in der Wahl der
Themen wie in der Schreibweise

die zentrale Aufgabe
einer Zeitung, nämlich kritische
Aufklärung. Das hört man gem.

Aber weil das Magazin eine
Beilage des Tages-Anzeigers

ist, nehmen wir an, dass Max
Frisch manchmal auch einen
Blick aufs Weltgeschehen werfen

will oder auf die Ereignisse
in der Schweiz und in Zürich.
Oder dass er wissen will, um
wieviel Uhr der neue Fellini
beginnt und wann der neue
Dürrenmatt gespielt wird. Kein
Mensch lebt nur zwischen zwei
Buchdeckeln.

Kurz, wir meinen, der Tages-
Anzeiger sei eine Zeitung, die
einem Intellektuellen gute Dien-iiil LjyUli : i: -I ïàn.'ifi'/. n! U n f

ste leistet. Vor allem auch, weil
sie nur dort intellektuell ist,
wo es am Platz ist, und nicht
dort, wo es einen Tatbestand
unnötig kompliziert. Und weil
sie kein Parteiblatt ist, sondern
auch gegensätzliche Meinungen
zum Wort kommen lässt.

Zum Zeichen dafür, dass uns
an Studenten, die den Tages-
Anzeiger lesen, viel liegt,
bekommen Sie ihn 30% billiger.
Mit dem gesparten Geld kaufen
Sie sich vielleicht ein Buch von
Frisch, der so nett war, uns das
Briefzitat zu erlauben.

Coupon
Ich möchte es Max Frisch gleichtun und
den Tages-Anzeiger lesen.,

Vorerst 2 Wochen gratis zur Probe.

2 Wochen gratis und nachher inï Abonnement mit 30% Rabatt.

Ich wähle folgende Zahlungsart (die 30% Studentenrabatt sind
bereits abgezogen):

Fr. 5.85 für 1 Monat Fr. 33.40 für 6 Monate

Fr. 16.85 für 3 Monate Fr. 66.05 für 1 Jahr

Name:

Semester.Fakultät:

Strasse:

Plz., Ort:
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Das wahre Gesicht Tunesiens

Jenseits
vom Sonnenstrand

Tunesien, dieses kleine Land, weniger als zwei Flugstunden von der
Schweiz entfernt, berühmt wegen seiner Sonne und seiner unendlichen
Strände, ist nur für den Touristen ein schönes Land, der angelockt wird
durch die geschickte Reklame der Reiseagenturen. Hinter dieser natürlichen

Schönheit Tunesiens stehen die Misere des Volkes und eine Regierung,

deren volksfeindlicher und antidemokratischer Charakter sich von
Tag zu Tag mehr offenbaren. Die tunesische Regierung, die nur an den
Devisen interessiert ist, die die Touristen ins Land bringen, gibt sich alle
erdenkliche Mühe, die Touristen so abzulenken, dass sie die wirklichen
Lebensbedingungen der Volksmassen nicht entdecken.

Durch das Fehlen der Pressefreiheit in
Tunesien und das Verbot jeglicher
Opposition und durch das Schweigen
der Schweizer Presse über die immer
schneller aufeinanderfolgenden Krisen,
die die Machthaber in Tunesien erschüttern,

weiss die Schweizer Öffentlichkeit
nichts über den tunesischen Alltag, die
Unzufriedenheit des Volkes, seine Leiden

und seine Kämpfe.
Tunesien, das ist ein Volk im harten,

täglichen Kampf um seine Grundbedürfnisse

wie Nahrung, Wohnung und
medizinische Versorgung, die nie
sichergestellt waren, da die Regierung aus
einer verschwindenden Minderheit
besteht, die in grossem Luxus lebt.

Das Monopol der Macht
Seit der Unabhängigkeit (1956) bis

heute ist die Destour-Partei Bourguibas
die einzige, die je an der Macht war.
Das Einparteiensystem hat sich zementiert

mit dem Gesetz vom 7. November
1959, dessen Artikel 4 vorsieht, dass
der Innenminister die vollumfängliche
Entscheidungsfreiheit hat, die Gründung

von Vereinigungen zu gestatten
oder zu verbieten. Auf Grund dieses
Gesetzes kann eine legale Oppositionspartei

nur mit der Zustimmung der an
der Macht befindlichen Partei, d. h. der
Destour-Partei, existieren. Dies
widerspricht Artikel 8 der tunesischen
Verfassung, die Meinungs-, Presse- und
Versammlungsfreiheit garantiert.

Die Republik Tunesien ist in
Wirklichkeit eine absolute Monarchie, denn
es hat immer nur einen einzigen
Präsidentschaftskandidaten gegeben
(Bourguiba), und sämtliche Abgeordneten der
Nationalversammlung sind von der
Destour-Partei ernannt worden, deren
Mitglieder sie sind. Die Verschmelzung von
Partei und Staat ist komplett: Bourguiba
ist Präsident der Partei und der Republik;

alle Minister sind gleichzeitig hohe
Parteifunktionäre und oft noch
Gemeindepräsidenten in ihrer Heimatgemeinde;

dener politischer Strömungen auswählen
können.

Die wirtschaftlich© Lage
Tunesien zählt 6 Millionen Einwohner.

Es gibt in diesem Land 1 Million
Arbeitslose und 300 000 Fremdarbeiter
in Europa. Das Problem, einen Arbeitsplatz

zu finden, wächst zusehends, denn
der Staat investiert nicht in den
Schlüsselindustrien und besonders nicht in der
Landwirtschaft. Dabei ist Tunesien in
erster Linie ein Agrarland; 70% seiner
Bevölkerung leben von der Landwirtschaft.

Die Kleinbauern werden vom
Staat völlig vernachlässigt: Sie bekommen

keinerlei Hilfe und müssen sich als
Opfer der ständig steigenden
Lebenshaltungskosten den Grossgrundbesitzern
als einfache, schlecht bezahlte Landarbeiter

verdingen. Oder sie begeben sich
auf der Suche nach Arbeit in die grossen
Städte, besonders in die Hauptstadt
Tunis, wo sie die Menge der Arbeitsund

Obdachlosen nur noch vermehren.
Trotz der grossen bebaubaren Bodenfläche

Tunesiens, seinem günstigen
Klima (es sind bis zu vier Ernten jährlich

möglich), trotz dem unerschöpflichen
Potential an Arbeitskräften reicht

die landwirtschaftliche Produktion nicht
aus, den eigenen Bedarf zu decken.
1973 sah sich die Regierung gezwungen,
20 Jvfio. Zentner Getreide zu importieren

Die Schwerindustrie fehlt völlig, die
Veredelungsindustrie ist unzureichend
und hängt besonders von ausländischen
Investoren ab. Der einzige Sektor, an
dem die Regierung Interesse hat, ist der
Fremdenverkehr. Aber selbst wenn dieser

Sektor einige Devisen einbringt,
stellt er in gar keiner Weise einen
Arbeitsmarkt dar, der eine grosse Zahl
von Arbeitsuchenden beschäftigen
könnte.

Die Öffnung des Landes für ausländische

Investitionen, die durch ein Gesetz
vom April 72 staatliche Garantien er-

Die Touristen von den wirklichen Problemen Tunesiens abschirmen.
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und die Gouverneure vertreten die Partei-

und Staatsinteressen auf regionaler
Ebene.

Wie ein absoluter Herrscher hat sich
Bourguiba mit Leuten umgeben, die er
selbst auswählt je nach den innerparteilichen

Machtströmungen. In der Tat
bekämpfen die politisch Verantwortlichen
sich untereinander heftig, um ihre
augenblicklichen, d.h. vor allem
finanziellen Interessen zu konsolidieren und
die Zeit nach Bourguiba vorzubereiten.
Der 8. Parteikongress (1971) und der 9.

vom September 1974 haben deutlich
gezeigt, wie inhomogen der Clan der
Machthaber ist und welche Intrigen die
Regierungsmitglieder gegeneinander
spinnen. Infolge dieser Intrigen wurden
mehrere Minister entmachtet (Bahi
Ladgham, Ahmed Mestiri, Mohamed
Masmoudi, Béji Kais Essebsi). Gerade
diese Gruppe von Ministern hatte eine
Liberalisierung des Regimes gefordert,
und seit ihrem Parteiausschluss haben
sie immer wieder Bourguibas Absolutismus

kritisiert.
All dies beeindruckt den «Combattant

suprême», wie Bourguiba genannt
werden möchte, nicht. Am 9. Parteikongress

in Monastir hat er sich zum
Präsidenten auf Lebenszeit ernannt und die
Verfassung verletzt, indem er sich zum
vierten Mal als einziger
Präsidentschaftskandidat hat aufstellen lassen.
(Die Verfassung verbietet mehr als drei
aufeinanderfolgende Amtsperioden.)
Die Wahlen der Nationalversammlung
(Legislative) waren nichts als politischer
Schein, denn die 112 Sitze waren schon
längst an treue Parteifunktionäre
verteilt, so dass es unter den Abgeordneten
keinen einzigen irgendeiner oppositionellen

Gruppe gibt. Die Wahlen vom
3. November 1974 waren eine reine
Formsache, denn das tunesische Volk
hat noch nie unter Kandidaten verschie-

schaften oder Studentenorganisationen.
Obwohl sie zur Illegalität gezwungen
sind, bekunden die oppositionellen
Gruppen mit immer mehr Mut und
Nachdruck ihr Bestehen, kritisieren heftig

das System und bezahlen diese Haltung

mit einer immer stärker werdenden
Unterdrückung und Verfolgung durch
die Polizei.

1967 hat die tunesische Jugend
angefangen, sich vom bestehenden System zu
distanzieren, sich frei, aber heimlich zu
organisieren und wiederholt die
Grundfreiheiten, die in der Verfassung garantiert

sind, zu fordern, d. h. Memungs-,
Presse- und Versammlungsfreiheit. Sie
hat das Regime, das unfähig ist, die
dringenden Probleme der Bevölkerung
zu lösen, in bezug auf seine allgemeine
Politik, seine Wirtschaft und die Struktur

der Gewerkschaften angegriffen;
Streiks und Manifestationen sowohl
innerhalb der Universität als auch in den
Fabriken und auf dem Land nehmen in
einem Mass zu, dass die Regierung in
höchstem Grad alarmiert ist. Die
Intellektuellen empören sich über das Fehlen
der elementaren Menschenrechte, die
Lohnempfänger fordern eine Erhöhung
ihres Verdienstes und eine Verbesserung

ihrer Lebensbedingungen. Die
Regierung hat bislang auî alle
Forderungen nur mit verstärkter Unterdrük-
kung reagiert. Die «Brigade für öffentliche

Ordnung» (BOP). die 3000-4000
für den Einsatz bei Streiks und
Manifestationen speziell geschulte Polizisten
umfasst, hat schon viel Blut fliessen
lassen. Im Schnitt wird alle zwei Monate
ein politischer Prozess gegen Regimegegner

geführt. Der bislang berühmteste
ist der vom August 1974, bei dem 202

Angeklagte wegen ihrer politischen
Meinung verurteilt wurden. 40 von
ihnen erhielten Strafen zwischen einem
und zehn Jahren Gefängnis unbedingt.
Für die tunesische Justiz ist jemand
schon eine Gefahr für die innere und
äussere Sicherheit des Staates, wenn er
eine Schreibmaschine besitzt, Aufrufe
verteilt und einer politischen Strömung
angehört, die nicht die vom Staat
vorgeschriebene ist.

Die Folterungen, denen die Gegner
des Regimes Bourguiba unterworfen
werden, gehören zu den grausamsten
bekannten Foltermethoden: Ertränken
bis zum Bewusstseinsverlust, stundenlanges

Aufhängen des nackten Gefangenen
unter den Achseln, Faustschläge,

Elektrisieren, besonders der Genitalien,
Ausreissen der Nägel usw. Die
internationalen Organisationen zur Verteidigung

der Menschenrechte wie Amnesty
International haben ausführliche
Berichte über die Behandlung der politischen

Gefangenen in Tunesien vorgelegt.
Während der politischen Prozesse

wurden jeweils Akten vorgelegt, deren
Inhalt erfunden war und die der gefolterte

Gefangene unter Zwang
unterschrieben hatte. Einen Verteidiger
durfte keiner der Angeklagten selbst
wählen.

Comité Tunisie in der Schweiz (4)

Literaturangaben
Debbasch, Charles et M. Camau, «La

Tunisie», éd. Berger-Levrault, Paris
1973

«Le Monde» vom 4. 9. 1973
Zamiti, Khalil «Sociologie de

l'impérialisme», éd. Anthropos, Paris 1970
4 case postale 69, 1211 Genève 2

Frachten umzuladen und weiterzutrans-
portieren.

Am 11. September 1973 wurde
Allendes Residenz bombardiert, die
Armee ergriff die Macht. C. erlebte den
Putsch aus nächster Nähe. Er sah, dass

halten, bringt Tunesien in die vollständige

Abhängigkeit von europäischem
und amerikanischem Kapital. Dieses
Gesetz machte aus Tunesien ein
Steuerparadies für ausländische Investoren,
worüber sich die Regierung in folgender
Weise äusserte: «Wir haben ein grosses
Arbeitslosenproblem», erklärte Chadly
Ayari, der Wirtschaftsminister. «Um es
zu lösen, müssen wir den ausländischen
Unternehmungen Exterritorialität gewähren

.» Diese Politik hat nur dazu
geführt, die Ungleichheit zwischen den
sozialen Schichten zu verstärken. 40%
der Tunesier verdienen weniger als 150
sFr. pro Kopf und Jahr, während die
kleine Schicht von 13% der Bevölkerung

über 543% des nationalen Einkommens

verfügt
Die tunesischen Auslandschulden

hören nicht auf zu steigen. Wenn sie
1960 noch 394,1 Mio. sFr., d. h. 16,8%
des Bruttosozialproduktes, ausmachten,
so betrug die Summe 1971 schon 4956
Mio. sFr.,4d.h. 49,5% des Bruttosozialproduktes

Die Lebenshaltungskosten
steigen monatlich: 1 Liter öl kostet 4
sFr., 1 kg Zucker 2.50 sFr. und 1 kg
Brot 1 sFr. bei einem mittleren
Monatseinkommen von ca. 170 sFr. Trotz diesem

kontinuierlichen Kaufkraftverlust
der tunesischen Währung (tunesische
Dinare) geben Bourguiba und seine
Minister ungeheure Summen für den
Bau und die Unterhaltung ihrer Luxusvillen,

für ihre Auslandreisen und Kur-
und Ferienaufenthalte ausserhalb Tunesiens

aus.

Die Situation der
Opposition

Trotz dem offiziellen Einparteiensystem
gibt es politische Kräfte ausserhalb

der Destour-Partei und der von ihr
gesteuerten Bewegungen wie Gewerk-

îpileptischen Anfällen, welche auf
Hirnschädigung (verursacht durch Schläge
auf den Kopf) zurückzuführen sind.

Flucht aus Argentinien
Nach seiner Entlassung aus dem

Gefängnis begann C. ein Architekturstudium
an der Universität von Cördoba.

Im Jahr 1969 kam es aus relativ
geringfügigem Anlass zu einem Protest der
Studenten von Corrientes. Die Polizei
schritt ein, ein Student wurde getötet.
Darauf solidarisierten sich die Studenten

von Rosario. Auch hier wurde sofort
der brutale Repressionsapparat eingesetzt.

Es gab drei Tote. Nun protestierten
auch die Studenten von Cördoba.

Die Arbeiter schlössen sich dem Protest
an, und es kam zu einem regelrechten
Aufstand gegen die Militärdiktatur.
Während 15 Stunden war die Stadt in
den Händen der Arbeitér und Studenten.

Dann marschierte die Armee in
Cördoba ein. Wieder gab es mehrere
Tote. Uber das ganze Land wurde der
Belagerungszustand verhängt. Anführer
wurden verhaftet und vor Gericht
gestellt. Da C. schon vor Militärgericht
gestanden hatte, musste er im Fall einer
Verhaftung mit langjähriger Gefängnisstrafe

rechnen; er fürchtete sogar,
umgebracht zu werden. Er flüchtete nach
Bolivien.

In Bolivien nahm C. Kontakt auf mit
andern Exilargentiniern. Bis zu einem
gewissen Grad war eine politische
Arbeit möglich. Als aber 1971 nach
einem Militärputsch der rechtsgerichtete
Hugo Banzer in Bolivien die Macht
ergriff, musste C. nach Peru fliehen. Dort
wurde er wegen seiner politischen
Verbindungen nach kurzer Zeit des Landes
verwiesen. Er ging nun nach Chile, wo
er von der Regierung Präsident Allendes

politisches Asyl erhielt.

e do
Flüchtlinge abgesehen hatte. Er wusste,
dass Leute aus seinem Bekanntenkreis
umgebracht worden waren. Er konnte
nicht mehr in sein Zimmer zurückkehren,

sondern musste sich sofort verstekken.

Nach drei Tagen gelang es ihm, das
von der Uno errichtete Flüchtlingslager
in La Reina zu erreichen.

Es kamen dann die Vertreter
ausländischer Regierungen, welche die
Übernahme einer Anzahl Flüchtlinge
offerierten. C. meldete sich beim Vertreter
der Schweiz, ohne etwas von der
Schweiz zu wissen. Er wurde zu einem
Gespräch eingeladen, in dem seine
Gesinnung geprüft wurde. Er gehörte dann
zu den Auserwählten, welche in die
Schweiz fliegen durften. An Papieren
hatte er nur seinen argentinischen Pass
auf sich.

Schweiz: Solidarität mit Chilenen kleingeschrieben

Flüchtlinge
swelter Klasse

Zwei Jahre sind seit dem blutigen Militärputsch in Chile vergangen. Unter
den wenigen Flüchtlingen, die trotz der beschämenden Asylpolitik des
Bundesrates in der Schweiz Aufnahme fanden, befand sich auch der heute
27jährige C. Eigentlich wollte er sein Studium an einer Schweizer Universität

fortsetzen. Heute nun ist C. völlig mittellos, krank, enttäuscht und will
die Schweiz wieder verlassen. C. ist kein Einzelfall: Viele seiner Freunde,
die auch aus Chile flüchten mussten, sind in einer ähnlich hoffnungslosen
Situation, viele haben unser Land schon wieder verlassen. Wie ist es so weit
gekommen?

Die Schweizerische» Eidgenossenschaft
hat scheinbar ihre Pflicht getan, hat die
Flüchtlinge gemäss internationaler
Flüchtlingskonvention aufgenommen.
Die Schweiz hat eine alte Tradition der
Asylgewährung. In der Nachkriegszeit
waren es vor allem Ungaren und Tschechen,

welche bei uns Aufnahme fanden
und sich oft gut einlebten. Die
Chileflüchtlinge scheinen es schwerer zu
haben. Am nicht untypischen Fall C.
soll gezeigt werden, wo die Gründe
liegen.

C. ist in der argentinischen Stadt
Cördoba aufgewachsen. Er konnte die
höheren Schulen besuchen. Cördoba ist
eine Industriestadt. C. interessierte sich
für das Schicksal der Arbeiterschaft,
deren Existenz durch die rasante Inflation
bedroht war. Das Militärregime General
Ongantas begünstigte die ausländischen
Monopole. C. fand Anschluss an die
linksperonistische Bewegung, welche die
wirtschaftliche Fehlentwicklung denunzierte.

Er widmete sich vor allem der
Aufklärungskampagne an den Schulen.

Als C. zum Militärdienst eingezogen
wurde, weigerte er sich, Waffen zu
tragen. Ein Militärgericht verurteilte ihn zu
6 Monaten Gefängnis. Das war 1968.
Er sass die Strafe ab. Die brutale
Behandlung im Gefängnis ging nicht spurlos

an ihm vorbei: Er leidet seither an

Die Zeit der Bedrohung und der
Unsicherheit schien nun für C. zu Ende zu
sein. Er fand eine Anstellung als
Hilfsarbeiter in einem Stahlrohrwerk. Sein
Monatslohn von 10 000 Escudos
genügte für den Lebensunterhalt; die
wichtigsten Nahrungsmittel wurden gratis

verteilt. Als politischer Flüchtling
war C. insofern privilegiert, als er nicht
die volle Arbeitszeit erfüllen musste, um
nebenher noch an der Universität
studieren zu können. Später arbeitete C.
als Zeichner und Karikaturist an einer
sozialistischen Wochenzeitung. In seiner
Freizeit leistete er freiwillige Arbeit in
einem Arbeiterquartier im Rahmen
eines Sozialprogramms der Regierung:
er leitete Arbeiterkinder beim Zeichnen
an.

In Chile: Solidarität
Es habe etwa 10 000 politische

Flüchtlinge in Chile gegeben. Obwohl
das Land mit ungeheuren wirtschaftlichen

Schwierigkeiten zu kämpfen
hatte, sei ihnen allen geholfen worden
und hätten sie alle die Möglichkeit
gehabt, etwas Nützliches zu tun. Es habe
Chilenen gegeben, welche ihren
Arbeitsplatz freiwillig einem politischen
Flüchtling überliessen. Solche Solidarität

könne man nicht vergessen. Die
Flüchtlinge hätten sich denn auch
bemüht, das sozialistische Chile gegen die
Reaktion zu verteidigen. Als im Oktober

1972 die Privatunternehmer durch
ihren Streik die Wirtschaft zu lähmen
versuchten, hätten sie sich sofort zur
Verfügung gestellt, um liegengebliebene •

In der Schweiz:
Ständige Kontrolle

Nach der Ankunft in Genf wurden
die Chileflüchtlinge einer medizinischen
Untersuchung unterzogen. Zuvor mussten

sie ihre Pässe abgeben. C. gab
seinen Pass nicht gerne aus der Hand, aber
es wurde ihm versichert, er werde ihn
nach der Untersuchung zurückbekommen.

Die Pässe wurden jedoch nach
Bern geschickt, wo sie verwahrt werden.
Das Gefühl des Ausgeliefertseins
verstärkte sich bei C. noch, als sie in einem
Lausanner Hotel interniert wurden: Die
Flüchtlinge durften das Hotel nur mit
spezieller Bewilligung verlassen. Ein
junger Argentinier gab ihnen Franzö-
sischunterricht. Täglich erhielten sie vier
Franken Taschengeld. Sie seien damit
nicht mehr zufrieden gewesen, nachdem
sie erfahren hätten, dass man den
Tschechenflüchtlingen seinerzeit 35
Franken gegeben habe. Das Gefühl
verstärkte sich, dass sie Flüchtlinge zweiter
Klasse waren.

Für sie war das wichtigste, Arbeit
resp. einen Studienplatz zu bekommen.
C. erhielt zusammen mit andern Flüchtlingen

einen Arbeitsplatz in einer kleinen

Uhrenfabrik in Bassecourt. Es sei
ihnen ein Monatslohn von 1600 Franken

versprochen worden und eine Wohnung,

für die sie 400 Franken zahlen
sollten. Der Lohn habe dann allerdings
nur 1400 Franken betragen (nach Abzug

der Steuern, Versicherungen usw.
wurde ihnen noch 900 Franken ausbezahlt),

und die Wohnung habe 600
Franken gekostet. Das kleine Juradorf
erwies sich als ungeeigneter Ort, um die
Assimilation der Südamerikaner zu
fördern; die Bevölkerung war ihnen gegenüber

misstrauisch bis ablehnend. Der
Arbeitgeber war immer genau informiert

über ihre Aktivitäten in der Freizeit,

über ihre Besucher usw. Sie hatten
das Gefühl, ständig kontrolliert zu werden.

Sie schlössen Freundschaft mit
spanischen Arbeitern in der Fabrik, aber
der Patron verbot den Spaniern, mit
ihnen zu sprechen. Nach einem Monat
verlangten sie Lohnerhöhung, bekamen
sie aber nicht. Dafür wurde einem von
ihnen zugemutet, dass er nicht mehr nur
an einer, sondern an zwei Maschinen
aufs Mal arbeitete. Der weigerte sich;
er war sowieso wütend, weil sein Chef
ihn immer wie einen Hund zu sich
pfiff; er wurde entlassen. Die andern
traten dann aus Solidarität in Streik.
Schliesslich verliessen sie alle zusammen
Bassecourt.

Die Eidgenossenschaft gewährte
schliesslich 50 Stipendien für
Chileflüchtlinge. Auch C. kam in den Genuss
eines Stipendiums. Die Stipendienempfänger

mussten nach Fribourg, um dort
einen Vorbereitungskurs zu besuchen.
Der Schulleiter habe ihnen häufig
vorgehalten, sie strengten sich zu wenig an,
sie sollten bedenken, dass die Schweiz
für sie zahlen müsse. Ausserdem habe

Fortsetzung auf Seite 9

Eine Dienstleistung des SSR zusammen mit «das konzept»:

gratis kannst du in der Rubrik «Reis mit!» einen Reise¬
partner oder eine Reisepartnerin suchen.

Kommerzielle Inserate, solche mit andern Zwecken als der Suche nach Reisepartnern sowie
Chiffre-Inserate können allerdings nicht angenommen werden. (Wir verweisen dafür auf
unsere günstigen Kontakt- und Kleinanzeigen in der Rubrik «treffpunkt».)

Gebrauchsanweisung:
Text sauber mit Schreibmaschine (grosser Abstand, kurze Zeilen) schreiben, maximal 35
Worte; jede Zahl gilt als 1 Wort. Längere Inserate werden gekürzt. Name und Adresse nicht
vergessen! Inserat einsenden an «das konzept», Reis mit, Rämistrasse 66, 8001 Zürich. Ein-
sendeschluss für die Oktober-Nummer: 13. 10. 75.

Welches Mädchen möchte mit mir (25, Student) von ca.
Februar bis April 76 auf Asientour gehen? Bitte schreibe an:
Hubert Strittmatter, Basler Strasse 8, D-788 Säckingen.

Wer möchte mit mir (Arztgehilfin, 22) meine Ferientage
vom 5. bis 20. Oktober in Israel verbringen? (Kann mich
auch für anderes Reiseziel begeistern.) Ich freue mich auf
Deinen Anruf, bis bald! A. Herzog, Tel. P: (01) 46 46 80,
G: (01)32 00 40.

Wer kommt mit in die USA? Ab 9. Nov. für 4 Wochen,
y/eiteres mündlich. Reto Müller (26), Aux Morettes 1,
1197 Prangins. Tel. (022) 61 73 16.

Wer geht im November - «unendlich» auf einen Trip in
Südamerika? Bitte sich melden bei Mims 4- Twie Scherer,
Lerchenhalde 37/3, 8046 Zürich.

Welches nette Mädchen oder Frau kommt mit mir Ende
Oktober 3-4 Wochen in mein Paradies am Meer? Von dort
Exkursionen nach Andalusien. Auto/Zelt vorhanden. Es
wartet charmanter Adam, 37, ledig, anpassungsfähig, zuverlässig.

Emanuel Anderegg, Langmauerstr. 87, 8006 Zürich.

Reisepartnerin gesucht Naher Osten, Arabien, Vorderasien.
Start Frühjahr 1976, Dauer ca. 6 Monate. Ernst Hirschi,
Blockweg 11, 3007 Bern, Tel. 45 88 95.
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treff#
Allschwil BL: In Wohngemeinschaft (4 Erw., 3
Kinder) gibt es Platz für 1-2 Leute mit Kind. Haus
mit grossem Garten. Selbstgebastelter Kindergarten
im Dorf. Tel. (061) 63 13 14.

BE: Student, 26, schlank, sportlich, sucht unauffälligen,

vielseitig interessierten Freund. Du erreichst
mich unter Chiffre 9622 Mosse-Annoncen AG,
Postfach, 8023 Zürich.
Zärtlicher Student, 24, sucht lieben, hübschen
Freund zum Gernhaben. Bist Du 20 bis 28 J., so
schreib mir schnell; Deine Bildzuschrift wird diskret
behandelt. Chiffre 9624 Mosse-Annoncen AG,
Postfach, 8023 Zürich.
Raum BE: Berner, 36/184, schlanker, sportlicher
Typ, sucht homosexuellen Freund (19-35). Ich
freue mich auf Deinen Brief mit Foto. Chiffre 9623
Mosse-Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich.
BS/BL: Gay (31/178, «bi»), schlank, dunkel, sinnlich,

sucht gleichges'innten, unkomplizierten Boy
Friend (20-30j.) mit gehobenem Bildungsniveau
zur gemeinsamen Abrundung des Sexuallebens und
zur Selbstfindung. Suchst auch Du angeregte Stunden

zu zweit, so schreib mir. 100%ige Diskretion
Ehrensache. Alle Bildzuschriften werden beantwortet.

Chiffre 9626 Mosse-Annoncen AG, Postfach,
8023 Zürich.
ZH/BE: NichtStudent sucht Studenten. Ich, 24,
relativ hübsch, Du, 20-24, relativ hübsch, wir, 2
relativ hübsche Boys treffen sich gelegentlich zu
Spass zu zweit! Deine Zuschrift, evtl. mit Bild,
erreicht mich unter Chiffre 9627 Mosse-Annoncen
AG, Postfach, 8023 Zürich. Beantworte alle
Zuschriften. Absolute Diskretion.

Student, 27/172, schlank und geil, sucht offenen
Briefwechsel mit sinnlichem Weib (18-40). Treffs
tagsüber möglich, wenn erwünscht. Wohnung
(Raum BS) und Auto vorhanden. 100% Diskretion.
Chiffre 9208 Mosse-Annoncen AG, Postfach, 8023
Zürich.

BE: Student'(27) sucht schlanke, wilde, nüchterne,
ganz liebe Freundin. Keine Heirat, da schon.
Erteile gerne unverbindliche Auskünfte. Mit freundlichen

Grössen Dein Chiffre 9497 Mosse-Annoncen
AG, Postfach, 8023 Zürich

Student, 22, sucht tolerantes, sinnliches
weibliches Wesen zu sexuellen und erotischen
Abenteuern. Alter und Aussehen unwichtig. Absolute
Diskretion. Zuschriften an Chiffre 9499 Mosse-
Annoncen AG, Postfach. 8023 Zürich

Zu den schönsten sexuellep Abenteuern gehört eine
Gruppensexparty. Uberwinde Deine Hemmungen
und melde Dich (Euch) mit Ganzbildzuschrift.
Absolute Diskretion. Chiffre 9498 Mosse-Annoncen
AG, Postfach, 8023 Zürich

Mann, 28, 175, Berufsmusiker (klassisch) mit
vielfältigen kulturellen Interessen sucht diskrete, ernsthafte

Freundschaft mit jungem schlankem Mann
(Student) mit ähnlichen kulturellen wie menschlichen

Neigungen. Wo treffen wir uns? Datum, Ort,
Zeit genügt. Basel bevorzugt. Chiffre 9500 Mosse-
Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich

BS. Gesucht Interessenten für Wohngemeinschaft
mit ca. 4- bis 7jährigen Kindern in BS oder

naher Umgebung. Tel. (061) 39 44 28, Ruth Buser
(evtl. mehrere Male probieren, da oft niemand zu
Hause).

Liebe Eva, was Du willst, möchte ich auch! Bitte
schreibe mal. NichtStudent, 33, in aufreibendem
Beruf. Chiffre 9242 Mosse-Annoncen AG, Postfach,

8023 Zürich.

Student in Zeh. (185), der das Einfache liebt, sucht
lieben, verständnisvollen Freund für Sport, Diskutieren,

Nat. u. st-ijle Freude. Ich freue mich auf Deinen

Brief, evtl. mit Bild, an Chiffre 9244 Mosse-
Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich.

Bern: Sportl. Anti-Karriere-Student (25/174) ist
auf der Suche nach seinem inneren Gleichgewicht.
Dazu fehlt ihm eine attraktive, intelligente, sinnliche

Partnerin. Wer hilft? Chiffre 9243 Mosse-
Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich.

Zum Inserieren Text (max. 30 Worte) mit Schreibmaschine oder Blockschrift und mit Vermerk
«Kontakt»- bzw. «Kleininserat «das konzepu» einsenden an MOSSE-Annoncen AG, Postfach,
8023 Zürich, und Betrag (Kontaktinserat inkl. Chiffregebühr: Fr. 15.-, Klcininserat: Fr. 12.-) auf
Postscheckkonto 80-1027, Mosse AG, 8023 Zürich, einzahlen, mit Vermerk «Kontaktinserat -,<das

konzept» » bzw. «Kleininserat <das konzept» » auf der Rückseite vom Abschnitt des Einzahlungsscheins.

Falls mehr als 30 Worte: pro angebrochene 10. Worte zusätzlich Fr. 4.- einzahlen. Ihr
Inserat erscheint nach Überweisung des Betrages. Auf Kontaktinserate eingehende Briefe werden
wöchentlich per Post zugestellt. Diskretion zugesichert. Unter dieser Rubrik werden keine kommerziellen

Inserate angenommen.

WmterthiirerÜÄZ
Für Sozialdemokraten und
Gewerkschafter
Einzige Arbeiterzeitung
des Kantons Zürich

Umfasseride Information:
Jnland, Ausland, Sport, Radio
und Fernsehen
Ausführlicher Lokal* und
Regionalteil, Zürcher Kantonsseite
Wöchentliche Sonderseiten:
Politische Zeitprobleme, AZ-
Forum

Abonnementspreise:
Halbjahresab. 41 Fr., Jahresab. 82 Fr.
Machen Sie einen Versuch, es lohnt sich.

Name/Vorname
Strasse .'
PLZ/Ort

Talon einsenden an: Winterthurer AZ,
Technikumstr. 90, 8401 Winterthur

Billige Urlaubstage
in Wien

Vier Zweibettzimmer - -Zentrum -
komfortabel - Bad - Telefon -
Hochschulnähe— 100 S-mif'Früfr-
stück pro Person - 120 S mit
Heizung. G. Brodfeld, Kostlergasse 14,
Wien, Tel. 0043/222 56 10 602.

Übernehme das Schreiben von

Prüfungsarbeiten,
Dissertationen
usw. schnell und fehlerfrei.
Auch Englisch und Französisch.
Elektrische Schreibmaschine.
Heidi Kloeber, Tel. (057) 8 25 72
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ZH. Du bist doch das hübsch-schiank-dunkie
Mädchen mit linksrationalem Sinn, das ich, Phil.-I-
Stud., 30/172/65, zuweilen mit den Augen festzuhalten

glaube? Strömen und zerfliessen! Chiffre
8728 Mosse-Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich.

Für 9er-Wohngemeinschaft in Bülach suchen
3 Frauen und 4 Männer (Alter 21-38 Jahre) 2 neue
Mitbewohner(-innen). Preis pro Zimmer (inkl.
Strom, Heizung, TV, Zeitungen) 200 Fr. Tel. (01)
80 66 53.

Äkad. 26/170, sucht hübsche, liebevolle und
intelligente Freundin (18-25) für dauerhafte, glückliche
Beziehung (später Ehe) im Raum Bern. Brief mit
Photo unter Chiffre 9420 an Mosse-Annoncen AG,
Postfach, 8023 Zürich

ZH: Stud., 26, 175 cm, schlank und feingliedrig,
sucht «Last Tango»-Beziehung zu weibl.
Wesen, evtl. in Hotel (Kostenteilung). Bitte 1. Termin

vorschlagen (tägl. ab 19.00) unter Chiffre 9417
Mosse-Annoncen AG, Postfach, 8023 Zürich
BE. Akademiker (33/178), kompliziert und träge,
sehnt sich nach hochgewachsenem Mädchen mit
nordischem Einschlag, das den Körper als naturgegeben

annimmt. (Konkubinat, auch mit Kind).
Schreibst du mir? Chiffre 9418 Mosse-Annoncen
AG, Postfach, 8023 Zürich
BE/BS: Student, 25, vielseitig interessiert, sucht
sympathischen, aufrichtigen und kultivierten
Freund. Beantworte diskret jede Bildzuschrift unter
Chiffre 9419 Mosse-Annoncen AG, Postfach,
8023 Zürich

Jeune vaudoise donne leçons de français. Fr. 20.-/
l'heure. Tél. 01/57 26 15 ou 47 75 30.

Ersatzteile für Renault R4 (ältere Jahrgänge):
Gepäckträger, Anlasser, Leuchten etc. Gerteis,
01/47 82 10 abends bis 20 Uhr.

Kameras + Objektive bis 50% Rabatt! Nikon,
Pentax, Olympus, Konica, Camon. 1 Jahr Garantie
-F Versicherung. Preisliste bei Kameraversand,
Bahnstr. 7, 8610 Uster.

Ich suche im Raum Basel 3-4 Leute zum
Musikmachen. Tendenzielle Richtung: Polit-Folk-Rock.
Falls Du Lust hast, ruf mich an (061/26 92 60).

Hilfe! Hilfe! Welches hübsche Girl oder reife junge
Dame erteilt mir Unterricht in Sachen Liebe? Boy,
22/171, aus dem Raum Luzern, wartet nur auf
Dich! Chiffre 9245 Mosse-Annoncen AG, Postfach,
8023 Zürich.

Mi alten flraäe
noch tuö

l.iloticmüfr 1975

Dann schlagen nämlich die ausländischen
Staatsbahnen für
sehen 5 und 15 Prozent auf.

Darum die alten Preise noch.

PariS retour

Rom einfach

80.- London einfach

50.- Wien einfach

90.-

48-
~*e,

ab Zürich- Abfahrten auch ab Basel und Bern

SCHWEIZERISCHER
STUDENTENREISEDIENST
Basel, Bern, Luzern,St.Gallen.Zürich

12.- Fr. hätte dieses
Inserat bloss
gekostet. Ca. 60 000
Leute würden es.
lesen.

Ich schreibe mit IBM-Executive

Ihre Dissertation

druckfertig zu günstigem Preis.

Tel. (Ol) 78 48 20 (ab Nov. 939 18 20)

Bringen Sie ihre wiss®n"
ahrenen Spezialisten:

schaftlichen Arbeiten
Basteiplatz 5, 8001 Zürich

Juris Druck + Vertag AGJoaste,pla77,27

Was team jetzt macht,
i bleibt kleben!
A team schenkt Dir diesen Kleber. Schreib Name und Adresse
W in den Coupon, kleb ihn auf eine Postkarte oder steck ihn in I— i
• ein frankiertes Couvert. Adresse: team, Industriestrasse 54,

8152 Glattbrugg.

I Name

| Adresse

^Plz/Ort

Interdisziplinäres

Nachdiplomstudium

über Probleme

der Entwicklungsländer.
Eidgenössische Technische
Hochschule Zürich.
Ganztägiges Ausbildungsprogramm

für
Hochschulabsolventen

vom 16. Februar 1976

bis Mitte April 1977.

Studium der technischen,
ökonomischen und

gesellschaftlichen Problemè
der Entwicklungsländer.
Einbezogen sind u. a.

Soziologie, Psychologie,
Kulturtechnik, Agrar-
wirtschalt, Entwicklungsplanung,

Projektevaluation,
industrielle und ländliche
Entwicklung, Ökologie,
Urbanisation.

ETH
ZÜRICH

Sprachkurse für das

Praktikum.

Praktikum von 3 Monaten
in einem Entwicklungsland

im Anschluss an das

Sommersemester.

Stipendien: Kantonale

Studienbeiträge und

Stipendien durch den Kurs

sind möglich.
Reisekosten trägt der Kurs.

Information und Anmeldung:

Interdisziplinärer
Nachdiplomkurs über
Probleme der Entwicklungsländer,

Scheuchzer-
strasse 70, 8006 Zürich,
Telefon 01/603414.

Anmeldeschluss:
15. Oktober 1975.

Natürlich...Gauloises-Typen.

die linken gruppen zur wähl:
bleibt nur die spö? V)

fl>H kann man kpö? soll grm? kb? _.T3
(0 £•H (Juso revi kozi mao trotzki)

siegert: Sozialimperialismus in w 1 01 1
Computerpädagogik <D

"«1

dallinger: ögb halblinks
An NF-Vertrieb A-1070' Wien Museumstraße 5 Tel. 93 33 53 / Diese Anzeige fand ich in:
Ich bestelle obiges Heft um öS 44 DM 6,50 sfr 7 kostenloses Probeheft

1 Jahresabo um öS 360 DM 53 sfr 58 (Studenten öS 270 DM 40 sfr 45 / Nachweis!)
NAME ADRESSE
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echo
In dieser Spalte veröffentlicht «das konzept»
Zuschriften von Lesern. Die Redaktion freut sich
besonders auf kurze Stellungnahmen, da
möglichst viele Einsender berücksichtigt werden
sollen. Sie behäit sich das Recht auf Auswahl und
Kürzungen vor. Veröffentlichte Briefe geben nur
die Auffassung ihres Verfassers wieder.
Redaktionsadresse: Rämistrasse 66, 8001 Zürich,
Schweiz.

Verbindung zur Heimat
Ich weile hier im Auftrag einer
Entwicklungsorganisation und vermisse bis
jetzt wenig aus der Schweiz. Diejenige
Verbindung zur Heimat aber, an der mir
fast am meisten liegt, ist «das konzept».
Ich gratuliere Euch zu Eurem
ausgezeichneten kritischen Journalismus und
hoffe, dass Ihr noch lange so weitermachen

werdet.
Thomas Kugler, lie. oec. HSG,

Juba/Siidsudan

Allzweckpapier
Warum geben Sie «das konzept» nicht
perforiert im Format 9X 12 cm heraus -
die Assoziation würde perfekt!

N. Lüthi, cand. iur., Bern

Kein Grund zur
Frustration

Kein Platz für das Positive?, Leserbrief in
«das konzept» Nr. 4/6, Juni 1975

Eben lese ich in der Juninummer, dass
am «konzept» angeblich nur furchtbar
frustrierte Leute mitarbeiten. Zur
Frustration besteht meiner Meinung nach
überhaupt kein Grund. Sehr viele Leser
freuen sich doch aufrichtig, wenn wenigstens

ein kleines Gegengewicht zur
massenhaft verbreiteten Tendenzpresse der
andern Seite vorhanden ist. Behalten
Sie den eingeschlagenen Weg bei!

Ich fände es sehr bedauerlich, dass
offenbar viele Leute, die sich als «nicht
naiv», aufgeschlossen und aufgeklärt
betrachten, Ihre Zeitung nicht mehr lesen
und so wichtiger Informationen verlustig
gehen. Ich bm überzeugt, dass gerade
ihnen ein bisschen Naivität weiterhelfen
würde. W. Buschor, stud. phi!. I

Blichs «kümmerliche»
Strategie

«Illichs Dilemma»
Nr. 6/75 Juni 1975

«das konzept»

kommen und nicht von oben herab
Kaderorganisation spielen (mögliches
Inserat: Massenlose Kaderorganisation
sucht passende Masse, sich melden bei
rml), sondern von unten anfangen. Dass
das gewissen orthodox-religiösen Marxisten

nicht ins Konzept passt, verwundert
nicht weiter, ist es doch einfacher, von
oben herab aus gesicherter Stellung
blabla zu schreien, als allgemein
verständlich Probleme aufzugreifen und in
verständlicher' Sprache mit den Genos-
sen Arbeitern und Angestellten '

nebenan zu reden. Übrigens: weil solche
Strategie wie die «kümmerliche» von
Illich bis heute zu keiner einzigen
Kulturrevolution geführt hat, nimmt der
Autor des Kommentars einfach an, dass
das auch weiterhin nicht möglich ist.
Konservativ nennt man das, wenn man
draus schliesst, dass, weil bis jetzt etwas
noch nie stattgefunden hat, es deshalb
nicht stattfinden kann.

Adrian Ruckstuhl, Schocherswil

Berufsmässige
Miesmacherei?

«Wie recht ist ein Rechtsstaat?»: «das
konzept» Nr. 4/6, Juni 1975

Wir schicken Euch hier die Reaktion
eines Lehrers auf den Artikel Diggel-
manns über den Rechtsstaat, den wir an
der Wandzeitung im Gymnasium
Freudenberg (Zürich) aufgehängt haben:

Einige Schüler

Den Diggelmann hätten Sie, lieber
Herr ruhig in der Mottenkiste lassen
können. Dieser notorisch von Ressentiments

geplagte, aus ganz persönlichen
Gründen verbitterte Schreiberling
betreibt auch in seinen «literarisch»
aufgeputzten Elaboraten (ich habe sie - leider
- alle gelesen) seit je billigste Sensationskolportage

auf dem Niveau schlechtgemachter

Politthriller. Der Rattenzahn
dieses berufsmässigen Miesmachers ist
auch in der hinterhältigen Tirade, die Sie
aufzuhängen für nötig befunden haben,
hohl und stumpf: Man beachte die Fidle
demagogischer Suggestivfragen; und

staatsbürgerliche Grundkenntnisse hat
Diggelmann entweder wirklich keine,
oder dann stellt er sich so, als hätte er
keine (was noch schlimmer ist).

B. Denzler

Schöne Ferien
«Reis mit» - «das konzept» Nr. 6,
Juni 1975

Dank einer Annonce in «das konzept»
konnte ich eine herrliche Ferienwoche
in Spanien verleben. R. K., Lausanne

Red.: Die Rubrik «Reis mit» findet sich
in jeder Nummer von «das konzept».

Mehr Hintergründiges
Vielen Dank für die gute Zeitung. Gut,
da angriffig, nicht doktrinär - aber doch
einer Uni verpflichtet. Aktiviert Nicolas
Lindt so, dass er ab und zu etwas
Hintergründiges über Pop bringt. Dort ist er
stärker als in faden (etwas pointiert
ausgedrückt) Reisebeschreibungen.

M. Sartorius, Bern

«Sauberer» Haushalt
Seit Anfang dieses Jahres habe ich «das
konzept» abonniert. Ich bin froh, dass es
diese Zeitung gibt, da es heute immer
schwerer wird, alternative Informationen

zu erhalten. Ich hoffe, dass die
Herausgabe von «das konzept» für die
nächste und weitere Zukunft gesichert
ist und bleibt.

Leider habe ich sehr intolerante
Eltern, die einfach finden, «das konzept»
sei eine linke Zeitung und die gehöre
nicht in ihren «sauberen» Haushalt.
Deshalb schmeissen sie mir «das
konzept» kurzerhand in den Abfalleimer,
wenn es im Briefkasten liegt! Ich
möchte Sie deshalb bitten, mir mein
Exemplar in Zukunft an folgende Adresse
zu senden T. U. in S.

Informationslücken
Warum schreiben Sie nichts über die
Obersten (Militärköpfe), die in Portugal
in eine Druckerei eindringen und das
Erscheinen von sozialistischen Zeitungen

verhindern? Warum schreiben Sie
nichts über Angola, wo Kommunisten
mit russischen Waffen ihre schwarzen.
Brüder abmetzeln? Oder über Indira
Gandhi, die ihr nicht genehme Mitbürger

beseitigen lässt? Stellen Sie sich vor,
Ihr verhasster Cincera würde einfach
Ihren Verlag beschlagnahmen.

Dr. R. Friedli, Tierarzt

Walter Matthias Diggelmann: Erlesenes

Verregnete Sommerlektüre

Am Schluss seines Beitrages führt Leo
Keller aus, was Illich und alle engagierten

Ökologen möglichst bald zur Kenntnis
nehmen sollen: nämlich dass die

Voraussetzung des Sozialismus erfüllt
sein m'uss, um eine Kulturrevolution wie
diejenige in China in Gang zu bringen,"
und dass andererseits die bewussten
Bauern, Arbeiter und Intellektuellen
hart und blutig für eine neue sozialistische

Kultur kämpfen gegen die Privilegierten

ihrer eigenen Gesellschaft.
Schön und gut - doch was heisst das
jetzt? Sollen wir in Religiosität verfallen
und auf diese Erfüllung der Voraussetzungen

des Sozialismus warten, und sollen

wir hoffen, dass die Bauern, Arbeiter
und Intellektuellen (auf die verzichten
wir gerne, weil sie aus ihrem bürgerlichen

Lebensstil doch nur theoretisch
rausfinden und auch zu den Privilegierten

zählen) bewusst genug werden? Ich
habe weder Lust zu warten noch Lust zu
hoffen. Denn zuerst war anscheinend
auch bei den Chinesen u. a. das «Reich
der Vorstellung» bis zu einem gewissen
Punkt revolutioniert, damit überhaupt
eine wirkliche Veränderung beginnen
konnte-, und um das zu schaffen, müssen
wir eben.von der Basis aus an die
Genossen links und rechts neben uns heran-
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Flüchtlinge
zweiter Klasse

er ihnen praktisch das Recht der freien
Meinungsäusserung entzogen aus Angst,
dass sie politische Propaganda betreiben
würden.

Stipendium gesperrt
C. - und mit ihm die Mehrzahl der

studentischen Chileflüchtlinge - hielt es
in Fribourg nicht aus. Er. wollte nicht
mehr ständig kontrolliert werden, er
wollte endlich an die Universität, wollte
etwas Nützliches tun. Er konnte sich an
der Universität Lausanne immatrikulieren.

Aber da wurde ihm das Stipendium
gesperrt, weil er den Kurs in Fribourg

' Arbeit zu finden, um das Studium selber
finanzieren zu können. Das erwies sich
als unmöglich. Er suchte Hilfe bei
karitativen Organisationen. Er erhielt
nirgends Geld. Er erhielt nicht einmal
mehr das Taschengeld von vier Franken.
Er konnte die Krankenkasse nicht mehr
bezahlen, so dass er sich die ärztliche
Kontrolle nicht mehr leisten kann, die
er als Epileptiker dringend nötig hätte.
Sein schlechter psychischer / Zustand
fördert die Krankheit; oft hat er täglich
mehrere Anfälle.

C. ist kein Einzelfall. Ich kenne
andere Chileflüchtlinge, die ebenfalls
praktisch mittellos sind. In Chile hatte
C. als politischer Flüchtling Gastrecht
erhalten, hatte Hilfe entgegennehmen
können, hatte aber auch seine Fähigkeiten

in den Dienst des Gastlandes stellen
können. In der Schweiz wiederholte sich
diese positive Erfahrung nicht

Tobias Kästli

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit?
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In der von der Uno herausgegebenen
Zeitung «Development Forum» sind
Bilder zum Jahr der Frau veröffentlicht
worden, welche die nationalen
Errungenschaften in bezug auf Gleichberechtigung

von Mann und Frau illustrieren.
Darunter finden wir auch dieses Bild,
welches aus der Schweiz kommt.
Kommentar: Gleicher Lohn für gleiche
Arbeit. Die Statistik beweist allerdings,
dass vorerst dieses Ziel ein frommer
Wunsch bleibt. Die durchschnittlichen
Stundenlöhne in der Industrie betrugen
1972 für Frauen 554 Rp., für Männer
aber 795 Rp. Die durchschnittlichen
Monatslöhne der Angestellten betrugen:

Es regnete und es war kalt, als ich
Anfang Juni in der Zeitschrift «Stern»
einen Report von Rolf Winter über das
«Dschungeltraining» der amerikanischen
«Elite-Truppe», der «Marines», fand.
Da las ich: «Und dann kommt der Regen
in reissenden Strömen vom Himmel: Die
Waffe muss trocken bleiben, wenigstens
die Waffe, wehe dem, dessen Waffe nass
wird; also wickeln sich die Soldaten aus
ihren Zeltbahnen Und umwickeln ihre
V/affen, denn die Waffe ist wichtiger als
der Mensch ...»

Die blutjungen «Marines» müssen
also bei diesem «Dschungeltraining»
lernen, wie ein Mensch, von jedem
Nachschub abgeschnitten, überleben
kann. Diese jungen Soldaten sollen
nicht fragen, wofür dieses Training gut
ist. Es gilt noch die uralte US-Militär-
maxime: «Es ist nicht deine Sache,
<Wofür?> zu fragen, es ist deine Sache zu
gehorchen und zu sterben.»

So einfach ist das. Irgendwann und
irgendwo sterben dann diese «Marines»
zum Wohl der US-Gemeinschaft, während

Präsident Ford auf seinem Fitness-
Velo im Weissen Haus strampelt.
Kissinger praktisch im Alleingang entscheidet,

in welchem Teil dieser Erde diese
gut gedrillten «Marines» verheizt werden

könnten, während Rockefeller alles
daransetzt, damit die CIA-Mordpläne
und -morde nicht ans Tageslicht gezerrt
werden.

Da wir Schweizer nur den politischen,
den gesellschaftlichen Dschungel kennen,

aber keinen richtigen Dschungel
haben, müssen wir andere Methoden,
andere Kampftaktiken erfinden. Und
zuweilen fällt uns etwas ein. Zum
Beispiel fiel den Winterthurern ein, einem
jungen Mann, einem gelernten
Taxichauffeur, die Bewilligung, seinen Beruf
auszuüben, nicht zu erteilen. «Taxifahrer

erhalten die notwendige polizeiliche
Bewilligung laut Gesetz nur, wenn sie
meinen guten Leumund besitzen und
Gewähr für eine korrekte Berufsausübung
bietenK» Das habe ich in der «Nationalzeitung»

gelesen. Und da habe ich auch
gelesen, dass der betroffene junge Mann
einige Male an politischen Demonstrationen

teilgenommen hatte. Gilgen
macht Schule. Nun ja, er ist schliesslich
Erziehungsdirektor des Kantons Zürich.
Etwas muss ihm ja einfallen, und es fällt
ihm immer wieder etwas ein. Bis er
selbst fällt. Uber seine eigenen monströs
dummen Einfälle.

Doch zurück zu den «Marines», die
im «Pschunge.ltraining» lernen, wie man
Schlangen fängt und frisst: In der

I «Weltwoche» las. ich. ein Gespräch mit
einem Mitglied des PLO-Exekutivkomi-
tees. Da steht die Frage (unter anderen):

«Wie stellt sich die PLO selbst zur
Anwendung von Terror?» Die Antwort:
«Zuerst eine begriffliche Richtigstellung:
Was Sie Terror nennen, nennen wir
militärischen Kampf. Wir haben aber nie
Waffen getragen, nur um zu töten. Die
Palästinenser haben mehr als 25 Jahre
lang gewartet, sie warteten ruhig und
geduldig und versuchten der Welt ihr
Anliegen zu erklären. Aber sie fanden keine

Frauen 1461 Fr., Männer aber 2268 nr.
(Die Zahlen wurden aufgrund der
durchschnittlichen Verdienste verunfallter

Arbeiter ermittelt, da andere Zahlen
in der Schweiz offiziell gar nicht erhoben

werden.) Nimmt man auch bran-
chenspezifisctie Verbesserungen dieser
Situation an, so kann heute in der
Schweiz, angesichts des krassen
Missverhältnisses, «gleicher Lohn für gleiche
Arbeit» nur im Sinn einer vehementen
Forderung der Frauen verstanden werden.

Kann gratis abonniert werden (dt., fr., engl., sp.,
it.) beim CESI, United Nations, Palais des Nations,
CH-1211 Geneva 10.

Lesestoff auch für Arbeiter
Der «Kritische Buchdienst» wurde im
November 1972 eröffnet. Unser
Arbeitsteam setzt sich mehrheitlich aus
Arbeitern und Angestellten zusammen,
wobei wir auch auf die wichtige
Unterstützung einiger Lehrer, Schüler und
Studenten hinweisen können. Wir
stehen vor der besonderen Schwierigkeit,
dass es in Biel keine ausgeprägte Gebil-
detenschicht gibt und dass durch eine
mehr als 30jähriee SP- und
Gewerkschaftspolitik das Interesse in der Arbei- '

terschaft an politischen Geschehnissen
teilweise gänzlich fehlt und erst wieder
geweckt werden muss. Wir führen dieses
fehlende Interesse auf eine gezielte
Fehlinformation durch das Bürgertum
zurück, weil ein grosser Teil der Arbeiter-

Kritischer Buchdienst
Untergasse 43
(032) 23 65 15
Zeitschrift: Information
Schweiz. Bankverein: 31 700
2502 Biel-Bienne

schaft «Politik eine Scheissangelegenheit,
eine Drecksache» findet. Mitzuhelfen,
dass die ausschlaggebende Informa-

Hilfe, und darum begannen sie Waffen
zu tragen, um so zu ihrem Recht zu kommen

...»
Präsident Ford (USA) sei, las ich

einige Tage früher, ein beinahe populärer
Mann geworden. Seine Heldentat?

Er hatte den Mut, in Ostasien seine zurzeit

arbeitslose Bomberfiotte gegen
feindliche Schnellboote einzusetzen. Die
hatten nämlich ein amerikanisches
Spionageschiff gekapert. Dieses allerdings -
plus Mannschaft - wieder freigegeben.
Dennoch liess Ford bombardieren. Auf
ein paar hundert ostasiatische Matrosen
kam es ja auch nicht mehr an.

Es erinnert an das Jahr 1945. Alle
Welt wusste, dass Japan bereit war, die
Kapitulation zu unterschreiben. Einzige
Bedingung: Ihr Kaiser soll auf seinem
Thron bleiben dürfen. Dennoch befahl
der damalige US-Präsident Truman,
Hiroshima und Nagasaki mit Atombomben

zu zerstören.
Terror? Nicht doch, Freunde. Terror

muss genau und differenziert interpretiert
werden. Terror ist, wenn der

andere das tut, was wir selbst tun. Terror
ist, wenn die Warschau-Pakt-Staaten
zum Beispiel die CSSR besetzen. Es ist
kein Terror, wenn die USA jahrelang
Millionen von Menschen in Südostasien
töten. Es ist kein Terror, wenn die US-
Army in Deutschland die amerikanische
Zone permanent besetzt hält. Terror ist,
wenn die Russen Streitkräfte in der
DDR etablieren.

Und es ist kein Terror, wenn unser
Ständerat (eine einzige Frau dabei) die
Fristenlösung ablehnt. Die Schweiz, las
ich in den Zeitungen, brauche dringend
Kinder. Wozu wohl? Allerorten werden
Fabriken geschlossen, andere führen
Kurzarbeit ein, wieder andere gehen in
Konkurs. Braucht das EMD Kinder?
Brauchen wir «Marines»? Die allenfalls
gegen rebellierende Arbeitslose eingesetzt

werden könnten? Nicht verzagen,
Mörgeli oder Gnägi fragen! Und wenn
die beiden wackeren Leidgenossen es
nicht wissen, die Christdemokraten,
Furgler & Co., wissen es sicher.

Terror: Ein Schweizer Chemiekon-'
zern, lese ich im «Vorwärts», hat eine
«Weisung» zum Thema «Teilnahme an
illegalen oder unerwünschten Aktionen»
herausgegeben. Datum: 12. 6. 1975.
«Unter illegalen oder unerwünschten
Aktionen sind z. B. zu verstehen:

Aktionen, die gegen öffentliches Recht
Verstössen (wie z. B. nicht bewilligte
Demonstrationen, Besetzung von privatem
oder öffentlichem Eigentum etc. sowie
kriminelle Handlungen'aller Arf):»'-Und:
«Unbezahlter Urlaub für die Teilnahme
an- -illegalen oder-'-unerwünsöhteh-A-kfio-
nen ist nicht gestattet.»

DaS ist nicht Terror. Wenn unsere
grössenwahnsinnigen Militärführer in
Zürich während eines ganzen Nachmittags

demonstrieren und den gesamten
Verkehr lähmen, ist der unbezahlte
Urlaub zu bewilligen, wenn nicht gar ein
bezahlter Urlaub. Wer weiss, ob nicht
Northrop mit den Schmiergeldern diese
sagenhaft teuren Demonstrationen
bezahlt? Nicht verzagen, Mörgeli fragen!

Es regnet noch immer!

tionslücke geschlossen werden kann, ist
unser Anliegen, und wir versuchen
deshalb mittels Verbreitung von
verschiedenartigen linken Publikationen aus der
ganzen Schweiz auf Ereignisse aufmerksam

zu machen, die nicht nur Biel oder
das Seeland betreffen. Wir erhoffen uns
damit, bei den Leuten den «Gwunder»
zu wecken für Bewegungen und Regungen

in der Arbeiterschaft. Eine weitere
Arbeit besteht in der Erstellung eines
Registers aller in Frage kommenden
Buchautoren und -titel, von denen wir
noch eine nach Stichworten geraffte
Zusammenstellung aufbauen, damit wir
jederzeit Auskunft an interessierte
Leute abgeben können. Dieses Register
wird am häufigsten von lesefreudigen
und wissensdurstigen Leuten
beansprucht, während wir zum Beispiel
Metall- oder Bauarbeiter damit nicht
unterstützen, geschweige denn anregen
können. Wir verschicken auch Flugblätter

und Texte linker Gruppen aus der
ganzen Schweiz. Unsere Arbeit versuchen

wir in der kleinen Zeitschrift
«Information» darzustellen und bekanntzumachen,

um dem einen oder anderen
Leser eine Anregung geben zu können.
Mit der «Information» - es sind nun 20
Nummern erschienen - machen wir auf

neue Bücher aufmerksam, weisen wir
auf Veranstaltungen, auf Gruppen und
deren Tätigkeit hin. Wenn uns die Zeit
reicht, verfassen wir eigene Artikel; am
liebsten lassen wir sie aber von anderen
Leuten schreiben, was bis heute auch'
der Fall war. Unsere Arbeit macht gute
Fortschritte, und wir sind überzeugt, auf
den 3. Jahrestag unseres Buchladens hin
eine gefestigte Arbeitsweise eingefädelt
zu haben, um den verschiedenen Wünschen

innerhalb und ausserhalb Biels
gerecht werden zu können. Wir suchen
grundsätzlich jede Möglichkeit zur
Zusammenarbeit mit irgendwelchen linken
Gruppen, und wir werden uns mit
bestem Wissen und Können vor den
gemeinsamen Karren spannen und bei den
allgemeinen Bestrebungen mithelfen.

Kritischer Buchdienst, Biel

Die Abteilung für klinische Psychologie
des Psychologischen Instituts führt in
Zusammenarbeit mit dem Schweizerischen

Nationalfonds und dem Laboratory
for the Study of Human Interaction

an der University of California ein
Forschungsprojekt durch, das zur Aufgabe
hat, die Grundlagen für eine Verbesserung

der

Stottererbehandlungen

zu schaffen.

In diesem Zusammenhang bitten wir
männliche Studierende, die unter Stottern

leiden, sich mit Herrn Dr. R. Krause
telefonisch, schriftlich odar direkt in
Verbindung zu setzen (Tel. 32 62 41.,
int. 3089, oder 32 94 10). Wir sind auf
Ihre Mitarbeit, die einige Stunden
dauern wird, angewiesen. Eventuell
können wir auch eine gewisse finanzielle

Entschädigung ausrichten. Schlusstermin

für Anmeldungen ist Ende
November. Die Anonymität der Teilnehmer

wird garantiert.

Für die Abteilung
Prof. Ulrich Moser

Ärztebed&rf und
Numerus clauses

Diaphragme, trachée, oesophage,
conjonctive, rate, bile - an die 100
Medizinstudenten werden sich
nächstes Semester mit solchen
Vokabeln herumschlagen müssen,
da sie wider Willen an eine Universität

in der welschen Schweiz
verpflanzt wurden. Die Reaktionen
der Betroffenen lassen keinen
Zweifel zu, dass für eine Mehrheit
der damit verbundene zwangsweise
nähere Kontakt mit der französischen

Sprache eine ernstliche
Hürde darstellt (was den schweizerischen

Mittelschulen nicht eben
ein gutes Zeugnis ausstellt). Darüber

hinaus muss aber diese
Umverteilungsaktion vor einem viel
umfassenderen Hintergrund gesehen

werden:

- In allernächster Zukunft ist der
Numerus clausus für Medizinstudenten

zu erwarten; die
Umverteilungsaktion ist nichts anderes als
ein letztes Hinauszögern dieser
Massnahme;

- die Ärztebedarfsprognosen -
verfasst von standespolitisch
interessierten Organisationen -
prognostizieren eine «Ärzteplethora» und
warnen vor dem Weiterausbau der
medizinischen Fakultäten. Dem
stehen aber eine ganze Reihe von
Indizien gegenüber, die in eine völlig

andere Richtung weisen (regionale

Unterversorgung, völliger
Mangel von Ambulatorien,
Quartierpolikliniken, Gruppenpraxen
usw.).

Was also ist der drohende Numerus
clausus? Ein Sachzwang? Ein Mittel

ärztlicher Standespolitik? Eine
bedauerliche Fehlentwicklung? Ein
Disziplinierungsinstrument? Oder
sonst etwas?

Mehr darüber auf der VSS-Seite in
der Oktobernummer von «das
konzept». VSS-Vorstand



(Dîeses înserat richtet sich vor allem an SP-Mitgiieder,
SP-Sympathisanten, SP-Freunde und an die vielen,die guten Willens sind.)

im kommenden
Nationalratswahlkampf
brauchen wir mehr als

ihre Stimmet

ihre Hilfe.
Eigentlich sind wir Sozialdemokraten zwar
in einer beneidenswerten Lage.

Während anderen Parteien wieder einmal
schmerzlich bewusst wird, dass sie wieder
einmal Wählerstimmen brauchen, koste es,
was es wolle, spüren wir seit Monaten, dass
sich viele Wähler wieder bewusst werden,

dass sie jetzt die Sozialdemokratische Partei brauchen:
Es wird eben vielen wieder bewusst, dass es ja eine

Partei gibt, die sich wirklich für die einsetzt, die jetzt zu
kurz kommen - oder für die, die jetzt zu kurz kommen
könnten. Man erinnert sich wieder, dass es schon vor
100 Jahren Menschen gegeben hat, die sich verzweifelt um
mehr Gerechtigkeit für die zu kurz Gekommenen ber
müht haben. (Das waren die Leute, die ein Jahrzehnt
später die Sozialdemokratische Partei gegründet haben.)
Es kommt einem wieder in den Sinn, dass eine Partei ja
schon 1935 an einem ausserordentlichen Parteitag billigere

Wohnungen gefordert hat. Es fäilt manchen wieder
ein, dass ja die Sozialdemokratische Partei schon lange
gesagt hat: Wer für andere tut, was er muss (und oft mehr)
- mit dem soll der andere nicht einfach tun dürfen,
was er will.

Es tagt wieder in manchen Köpfen: Wer ist schon
1918 für die AHV auf die Strasse gegangen, wer hat 1947
entscheidend zu ihrer Einführung beigetragen; wer tut
jetzt einiges dafür, dass im Spital nicht die Schwere des

Portefeuilles, sondern die Schwere der Krankheit zählt;
wer sagt zum Beispiel deutlich, dass in der Steuerfrage
endlich eine Lösung gefunden werden sollte, die der
getrennten Besteuerungvon Mann und Frau gleichkommt;
und^wer setzt sich dafür ein, dass jeder so viel soll lernen
können wie die, die so viel Geld haben, dass sie gar nicht
so viel zu lernen brauchten; wer hat schon einmal - auch
1935 am ausserordentlichen Parteitag - einen Plan der
Arbeit vorgelegt, der heute noch und leider wieder seine
Gültigkeit hätte; und wer ist für die Fristenlösung in der
Schwangerschaftsabbruchfrage, weil er ohnehin für mehr
Toleranz ist, und wer hält daran fest, dass Militärgerichte
in Friedenszeiten nicht in Ordnung sind, und wer ist für
die Schaffung eines Friedensinstitutes und für eine Bodenpolitik,

die den Boden nicht den Reichen, sondern den
Schweizern erhalten will?

Nein, wir müssen nicht darüber hirnen, wie wir
Wählerfinden, wir können darüber nachdenken, was wir
mit ihnen zusammen erreichen wollen.

Eigentlich sind wir aber nicht in einer fee-
neidlenswerten Lage.

Von den Wählern recht bekommen, ist zwar
schön. Aber zu erreichen, dass sie zu ihrem
Recht kommen, ist schwierig. Natürlich
haben wir für sie schon manches erreicht und -
was manchmal fast wichtiger ist - manches

verhindert. Aber wir haben vieles auch nicht erreicht
(siehe oben). Auch wenn immer mehr Leute die
Sozialdemokratische Partei wählen, können wir noch lange

überstimmt werden. Unser Ziel ist es daher, mindestens
so viele sozialdemokratische Stimmen zu haben, dass sie
alle zumindest nicht mehr überhört werden können.
Oder so viele sozialdemokratische Stimmen zu bekommen,

dass die Sozialdemokratische Partei mehr zu
bestimmen hat.

Dazu brauchen wir Ihre Hilfe. Und die Hilfe aller,
die für eine menschlichere, also gerechtere und also
schweizerischere Schweiz sind.

Gerade jetzt in diesen Wahlen.

Wir haben s© ¥ieie Argument©, dass ynsere
Mittel nichtausreichen, sie unter die
Bevölkerung zu bringen.

Wir haben nicht das Geld für Trumpf-Buur-
Inserate. Und selbst wenn wir es hätten:
wir haben ein bisschen mehr zu sagen, als

sich auf dem Inseratenraum sagen lässt.

«Gegenüber einem politischen Freund halte
ich Propaganda für unfair. Mit ihm muss man sich in

geduldiger, langfristiger Aufklärung auseinandersetzen.
Er hat Anspruch darauf.» Das hat Bundesrat Willi
Ritschard am letzten Parteitag in Zürich gesagt. Sie können

uns dabei helfen, die polltische Aufklärungsarbeit
ernsthaft zu tun:

Wir haben ein Büchlein über unsere Politik mit 200
Sätzen, die zum Teil fast Grundsäze sind, hergestellt.
Sie können es bei uns beziehen und verteilen. (Es wird
auch nach dem Wahlkampf noch aktuell sein.) Wir haben

überhaupt viele Bücher und Artikel auf Lager, die wir
gratis oder zum Selbstkostenpreis abgeben. Sie können
sie verschenken oder verteilen. Sie kön-
nen einen Separatabzugdieses Inserates
beziehen und verteilen oder in Betrieben

anschlagen. Sie können
Informationsblätter über alle möglichen Themen

beziehen und auf der Strasse
verteilen. Sie können einen Fensterkleber
beziehen und bei sich ans Wohnungsfenster

kleben. Oder Sie können bei

uns einen Autokieber beziehen. Sie
können die orange SP-Anstecknadel
beziehen und uns verkaufen helfen. Sie
können den SP-Wahlkampfwein für
Fr. 4.90 kaufen und verschenken oder
weiterverkaufen. Sie können eine SP-
Platte für Fr. 2.- kaufen und verschenken

oder weiterverkaufen. Sie können
SP-Mitg!ieder werben. (Für 2 Mitglieder,

die Sie angeworben haben, gibt's
als Anerkennung ein signiertes Buch.)
Sie können an Samstagen an einem SP-

Kiosk Literatur und Nadeln und Wein
usw. verteilen oder verkaufen helfen.
Sie können sogar helfen, die SP-Wahl-
plakate zu malen. Sie können schlicht
und einfach SP-Mitglied werden.

Wir brauchen alle. Wir brauchen

die, die uns nötig hab^en. Und wir brauchen

die, die uns nicht nötig haben, aber
wissen, wie nötig wir sind.

Es gellt uns nicht um einen
Wahlsieg.
Ei geilt uns um den
Fortschritt.

Die meisten Parteien werden

Ihnen versichern, es

gehe ihnen um den
Fortschritt. Dabei geht es ihnen
nur urp, einen, Wahlsieg.

Bei uns ist es wirklich umgekehrt:
Wir brauchen Sie (das heisst die

Mehrheit der Schweizer), weil Sie (das
heisst die Mehrheit der Schweizer) jetzt
uns brauchen.

Wir wollen nicht einfach ein paar
Sitze mehr für uns. Wir wollen ein

paar Sitze mehr für Sie und Ihre Kinder.
Wir wollen nicht ein paar Leute

mehr von uns im Stände- oder Nationalrat.

Wir wollen ein paar Leute mehr
von Ihnen im Stände- oder National rat.

Bei uns vertreten Sie nicht die
Interessen einer Partei, bei uns
vertreten Sie die Interessen der Mehrheit.

Wir bitten jetzt alle Schweizer
um Ihre Hilfe.

Weil sie jetzt Hilfe brauchen.

TeilnakmescSiein. Ich möchte für die Sozialdemokratische

Partei in den kommenden Nationalrats- und
Ständeratswahlen etwas tun. Damit mit uns allen nicht
einfach irgend etwas getan werden kann.
Ich möchte folgendes tun:

Exemplare des
Büchleins verteilen.
Bestellisten für Bücher
beziehen.
Separatabzüge des
Inserates erhalten.
Informationsblätter
beziehen.
Fensterkleber beziehen
und verkaufen.
Autokleber beziehen
und verkaufen.

Name und Adresse:

Anstecknadeln
beziehen und verkaufen.
Flaschen Wahlkampfwein

beziehen und
v/eiterverkaufen..
SP-Platten beziehen.
an einem SP-Kiosk
mithelfen.
SP-Plakate malen.

Ich möchte Mitglied der
SP werden.

SP Schweiz, Pavillonweg 3, 3012 Bern.

Wir Sozialdemokraten müssen nicSii nur
reeiit haben.
Wir müssen aych recht bekommen.
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